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Bericht und Antrag 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

a) zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Sprengstoffgesetzes 
— Drucksache 7/4824 — 

b) zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Vereinheitlichung des Sprengstoffrechts 
— Drucksache 7/5102 — 

A. Problem 

Das geltende Sprengstoffrecht ist gekennzeichnet durch das 
Nebeneinanderbestehen von Bundesrecht für den gewerblichen, 
wirtschaftlichen und Arbeitnehmerbereich einerseits und Lan-
desrecht für den restlichen Bereich andererseits. Diese Rechts-
zersplitterung hat sich als nachteilig erwiesen. Ferner bedürfen 
die Regelungen des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
(Sprengstoffgesetz) vom 25. August 1969 der Anpassung an die 
technische und wirtschaftliche Entwicklung. 

B. Lösung 

Der Antrag des Innenausschusses beruht auf der Voraussetzung, 
daß Bundestag und Bundesrat im Wege einer Grundgesetz-
änderung die Gesetzgebungszuständigkeit für das Sprengstoff-
recht auf den Bund übertragen (siehe Drucksache 7/5491). Der 
vorliegende Gesetzentwurf beseitigt die Rechtszersplitterung 
zwischen Bund und Ländern und schafft ein einheitliches Spreng-
stoffrecht, das sowohl den sicherheitsmäßigen als auch den 
wirtschaftlichen und gewerberechtlichen Bereich umfaßt. Durch 
das Gesetz soll auch die Sicherheit beim Umgang und Verkehr 
mit explosionsgefährlichen Stoffen sowie bei deren Beförderung 
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verbessert werden. Den Behörden sollen wirksamere Mittel 
zur Bekämpfung des unrechtmäßigen Erwerbs und der unrecht-
mäßigen Verwendung von explosionsgefährlichen Stoffen zur 
Verfügung gestellt werden. 

C. Alternativen 

keine 

Einstimmige Beschlußfassung im Ausschuß 

D. Kosten 
keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Pensky und Dr. Miltner 

I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag beriet den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung in seiner 230. Sitzung am 
18. März 1976, den Gesetzentwurf des Bundesrates 
in seiner 240. Sitzung am 11. Mai 1976. Beide Ent-
würfe wurden dem Innenausschuß überwiesen. Der 
Innenausschuß befaßte sich in insgesamt drei Sit-
zungen mit dieser Gesetzesmaterie, zuletzt am 
23. Juni 1976. Von der Erwartung ausgehend, daß 
der Deutsche Bundestag und der Bundesrat der 
Übertragung der Gesetzgebungszuständigkeit für 
das Sprengstoffrecht auf den Bund mit der erforder-
lichen qualifizierten Mehrheit zustimmen werden, 
ersuchte der Ausschuß den Bundesminister des In-
nern, die beiden Entwurfsfassungen miteinander zu 
verschmelzen und eine Formulierungshilfe vorzule-
gen, die das gesamte neue Sprengstoffgesetz — ein-
schließlich der in unveränderter Form übernomme-
nen Vorschriften des Sprengstoffgesetzes von 1969 
— enthält. Die daraufhin erarbeitete Vorlage wurde 
vom Ausschuß einstimmig gebilligt. Der vorliegende 
Gesetzentwurf setzt sich mithin aus drei verschiede-
nen Normkategorien zusammen: 

a) Vorschriften, die bisher Landesrecht waren; 

b) Vorschriften, durch die das Sprengstoffgesetz 
von 1969 im Rahmen der bisherigen Gesetzge-
bungskompetenz geändert wird; 

c) Vorschriften des Sprengstoffgesetzes von 1969, 
die unverändert fortgelten sollen und nur aus 
Gründen der Übersichtlichkeit in den Gesetz-
entwurf mit aufgenommen worden sind. 

Durch die Entscheidung des Ausschusses für einen 
Gesetzentwurf „aus einem Guß" erübrigt sich eine 
spätere Neubekanntmachung des Sprengstoffgeset-
zes. 

Die Schaffung eines einheitlichen Sprengstoffrechts 
hat eine deutliche Parallele in der Vereinheitlichung 
des Waffenrechts im Jahre 1972. Auch beim Waf-
fengesetz war die Initiative zur Rechtsvereinheit-
lichung und der damit verbundenen Übertragung 
der Gesetzgebungszuständigkeit auf den Bund von 
den Ländern ausgegangen. Der Verzicht auf die 
länderweise Regelung des Sprengstoffrechts stellt 
wegen der engen Verflechtung des Waffen- und des 
Sprengstoffrechts in gewisser Hinsicht eine zwangs-
läufige Folge aus der mit der Vereinheitlichung des 
Waffenrechts begonnenen Entwicklung dar. Der 
Innenausschuß verspricht sich von der Zusam-
menfassung des Sprengstoffrechts eine Verbesse-
rung der sicherheitspolitischen Situation. Der un-
rechtmäßige Erwerb explosionsgefährlicher Stoffe 
sowie der unrechtmäßige Umgang mit ihnen soll 
erheblich erschwert werden. Soweit die Vorschrif

-

ten des Gesetzentwurfs unverändert übernommen 
worden sind, wird auf die hierzu gegebenen Begrün-
dungen in den Drucksachen 7/4824 und 7/5102 Be-
zug genommen. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu 1 

Mit Rücksicht auf die neu geschaffene Kompetenz-
grundlage erstreckt sich der Anwendungsbereich 
des Gesetzes nunmehr auf jede Art des Umgangs 
und Verkehrs mit explosionsgefährlichen Stoffen 
sowie auf deren Beförderung und Einfuhr (§ 1 
Abs. 1). 

Gegenüber der Regierungsvorlage hat der Innenaus-
schuß einige Umformulierungen vorgenommen, um 
diese Vorschrift gesetzestechnisch zu vereinfachen 
und die Übersichtlichkeit und Lesbarkeit zu verbes-
sern. Insbesondere ist Absatz 4 gekürzt worden. Die 
Ausnahmen von der Anwendung des Gesetzes für 
explosionsgefährliche Zwischenerzeugnisse und 
Hilfsstoffe in nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes genehmigungsbedürftigen Anlagen und die 
Ausnahmen für die Bundesanstalt für Materialprü-
fung und die Berggewerkschaftliche Versuchs-
strecke erscheinen im Gesetz entbehrlich. Gleich-
wertige Befreiungen können aufgrund von Rechts-
verordnungen nach § 4 des Gesetzes vorgenommen 
werden; dies ist von dem federführenden Bundes-
minister des Innern beabsichtigt. 

Durch die Neufassung des Absatzes 5 soll dem An-
liegen des Bundesrates nach einer Abgrenzung des 
Sprengstoffgesetzes gegenüber dem Gesetz über die 
Beförderung gefährlicher Güter Rechnung getragen 
werden (vgl. die Stellungnahme des Bundesrates — 
Drucksache 6/4824). Eine detaillierte Abgrenzung 
der beiden Rechtsmaterien muß den aufgrund der 
beiden Gesetze zu erlassenden Rechtsverordnung 
vorbehalten bleiben, da sich Gesichtspunkte der 
Sicherheit des Beförderungsvorganges und Gründe 
der öffentlichen Sicherheit überschneiden. 

Zu §2 

In Absatz 2 letzter Satz wird gegenüber der Re-
gierungsvorlage klargestellt, daß die Feststellung 
der Explosionsgefährlichkeit vor Ablauf der in Ab-
satz 2 Satz 1 genannten Frist von zwei Monaten 
dem Anzeigenden schriftlich bekanntzugeben ist. 
Die Herstellerbetriebe sind an einem möglichst 
frühzeitigen Vertrieb der angezeigten Stoffe und 
damit an der Einhaltung der genannten Frist beson-
ders interessiert. 
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Zu §4 

Die Ermächtigung nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 sind in 
redaktioneller Hinsicht vereinfacht worden. Die 
Ermächtigung nach Nummer 2 ist durch die Strei-
chung der Worte „nach Anlage I" nunmehr auch 
auf Stoffe der Anlage II anwendbar. 

Zu §7 

Im Hinblick auf die Einbeziehung des nicht gewerb-
lichen Bereichs aufgrund des Entwurfes des Bundes-
rates (Drucksache 7/5102) wird in § 7 ausschließlich 
der Erlaubnisvorbehalt für die gewerbsmäßige Be-
förderung geregelt. Der Vorbehalt für die nicht ge-
werbsmäßige Beförderung ist aus gesetzessystemati-
schen Gründen nach § 27 übernommen worden. 

Zu §8 

Die Ergänzung des § 8 Abs. 1 und 2 bezweckt, die 
Leiter von unselbständigen Zweigstellen in die Zu-
verlässigkeitsprüfung und den Nachweis der Fach-
kunde einzubeziehen. Filialen von Großbetrieben 
werden nämlich immer häufiger in der Form unselb-
ständiger Zweigstellen betrieben. Die Regelung ist 
dem Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
4. März 1976 angeglichen worden. Die Leiter der 
unselbständigen Zweigstellen sind auch im Rahmen 
der Anzeigepflicht (§ 14), bei den verantwortlichen 
Personen in Abschnitt IV und im Rahmen der Über-
wachungsvorschriften des Abschnittes VI in die 
Regelungen einbezogen worden. 

Zu. §§ 17 und 18 

Im Interesse einer Verwaltungsvereinfachung wird 
für gleichartige Bauteile oder Systeme von Spreng-
stofflagern — insbesondere für Schranklager — eine 
Bauartzulassung eingeführt. Hierdurch erübrigt sich 
die Einholung von Sachverständigengutachten in je-
dem Einzelfall. In derartigen Fällen braucht nur 
noch geprüft zu werden, ob gegen den Standort oder 
wegen des Fehlens von baulichen Sicherheitsmaß-
nahmen Bedenken aus Gründen des Arbeits- oder 
Nachbarschaftsschutzes bestehen. Die Festlegung 
technischer Anforderungen an die Bauteile und 
Systeme sowie die Ausgestaltung des Zulassungs-
verfahrens bleibt einer Regelung in einer Rechtsver-
ordnung aufgrund des § 18 vorbehalten. 

Entsprechend einer Anregung des Bundesrates ist in 
§ 17 Abs. 6 festgelegt, welche Änderungen als we-
sentlich anzusehen sind. 

Zu §§ 27, 28 und 29 

Die Vorschriften über den Umgang und den Ver-
kehr sowie die Beförderung von explosionsgefähr-
lichen Stoffen im nicht gewerblichen Bereich beru-
hen auf dem Entwurf eines Gesetzes zur Verein-
heitlichung des Sprengstoffrechts. Gegenüber dem 
Entwurf des Bundesrates sind die Ermächtigungen 
in § 29 in einigen Punkten erweitert worden. Im 
übrigen wurden nur redaktionelle Änderungen vor-
genommen. 

Zu §§ 30 bis 33 

Die Vorschriften über den Umgang und Verkehr mit 
explosionsgefährlichen Stoffen und deren Beförde-
rung sind entsprechend dem Gesetzentwurf des Bun-
desrates auf den nicht gewerblichen Bereich ausge-
dehnt worden. 

Zu §§ 34 bis 39 

Die Vorschriften des Abschnittes VII beziehen sich 
auch auf den Umgang und Verkehr mit explosions-
gefährlichen Stoffen und deren Beförderung im nicht 
gewerblichen Bereich. Entgegen dem Vorschlag des 
Bundesrates, die Vorschriften über die Kosten für 
Amtshandlungen, Prüfungen und Untersuchungen 
nach dem Gesetz (§ 37) zu streichen, hat sich der 
Innenausschuß der Regierungsvorlage angeschlos-
sen, mit dem Ziel, eine Gleichbehandlung der Unter-
nehmen und Privatpersonen in allen Bundesländern 
zu erreichen. Die derzeitig geltenden Landeskosten-
gesetze enthalten unterschiedliche Kriterien für die 
Bemessung der Gebühren und haben deshalb zu 
erheblichen Abweichungen bei den Gebührensätzen 
geführt. Aus diesem Grunde ist auch der bereits 
im Jahre 1973 unternommene Versuch, die Gebüh-
rensätze in den Ländern einander anzugleichen, ge-
scheitert. 

Zu §§ 40 bis 43 

In die Straf- und Bußgeldvorschriften sind auch die 
Straf- und Bußgeldbewehrungen der Vorschriften 
des Abschnittes V integriert worden. 

Die Bußgeldbewehrung der fortgeltenden landes-
rechtlichen Vorschriften wird entgegen dem Vor-
schlag des Bundesrates (vgl. Artikel 3 Abs. 3 des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des 
Sprengstoffrechts) in gesetzestechnisch einfacherer 
Weise erreicht. In § 41 Abs. 1 Nr. 17 (bisher § 32 
Abs. 1 Nr. 14) ist der Nebensatz „ , auf den dieses 
Gesetz nicht anzuwenden ist," durch den Satzteil 
„ , auf den das Sprengstoffgesetz vom 25. August 
1969 nicht anzuwenden war," ersetzt worden. Diese 
Ersetzung bewirkt, daß der Anwendungsbereich des 
§ 41 Abs. 1 Nr. 17 — bundesgesetzliche Bewehrung 
der bestehenden landesrechtlichen Sprengstoffvor-
schriften, soweit diese den Sicherheitssektor betref-
fen — nicht durch das neue Gesetz beseitigt wird. 

Zu §§ 46 bis 48 

Die Vorschriften enthalten die erforderlichen Über-
gangsvorschriften. 

§ 46 stellt sicher, daß Erlaubnisse und Befähigungs-
scheine, die nach dem Sprengstoffgesetz vom 
25. August 1969 erteilt worden sind, im bisherigen 
Umfang als Erlaubnisse oder Befähigungsscheine 
fortgelten. Die vor Inkrafttreten des Gesetzes nach 
Landesrecht erteilten Sprengstofferlaubnisscheine 
sollen bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes fortgelten. 
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Durch § 47 gelten die vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes erteilten Zulassungen für explosionsgefähr-
liche Stoffe und für Sprengzubehör als Zulassung 
im Sinne dieses Gesetzes. Ihre Gültigkeit wird dar-
über hinaus auf den nicht gewerblichen Bereich er-
streckt. 

§ 48 enthält eine Übergangsregelung für bereits 
errichtete oder genehmigte Sprengstofflager; die 
Vorschrift entspricht dem Entwurf der Bundesregie-
rung. 

Zu 51 

§ 51 führt die Vorschriften auf, die nach Inkraft

-

treten des Gesetzes wegen der Einbeziehung des 
nicht gewerblichen Bereichs in den Anwendungs

-

bereich dieses Gesetzes außer Kraft treten sollen. 
Die Vorschrift bezieht sich auf alle landesrecht-
lichen Vorschriften auf dem Gebiet des Spreng-
stoffrechts. Durch ihre Aufhebung wird ein wesent-
licher Beitrag zur Rechtsbereinigung und zur Ver-
einheitlichung dieses Rechtsgebietes geleistet. 

Zu 53 

Das Gesetz soll am 1. Juli 1977 in Kraft treten. Diese 
Übergangsfrist ist erforderlich, um sowohl den Be-
hörden als auch den von der Regelung betroffenen 
Personenkreisen die Umstellung auf das neue Recht 
zu ermöglichen sowie die notwendigen Durchfüh-
rungsvorschriften zu erlassen. 

Bonn, den 24. Juni 1976 

Pensky 

Berichterstatter 

Dr. Miltner 

B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 7/4824, 7/5102 — in der nachfolgenden 
Fassung anzunehmen; 

2. die zu den Entwürfen eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 24. Juni 1976 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 

Pensky 

Berichterstatter 

Dr. Miltner 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
(Sprengstoffgesetz — SprengG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Vorschriften 

§1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für den Umgang und den 
Verkehr mit den in der Anlage I aufgeführten ex-
plosionsgefährlichen Stoffen sowie für deren Be-
förderung und Einfuhr. 

(2) Den explosionsgefährlichen Stoffen nach An-
lage I stehen bei der Anwendung des Gesetzes mit 
Ausnahme des § 2 gleich 

1. zum Sprengen bestimmte explosionsfähige Stof-
fe, die nicht explosionsgefährlich im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 sind, 

2. Zündmittel und pyrotechnische Gegenstände, 

3. andere Gegenstände, in denen explosionsgefähr-
liche Stoffe nach Absatz 1 oder explosionsfähige 
Stoffe nach Nummer 1 für die bestimmungsge-
mäße Verwendung ganz oder teilweise fest ein-
geschlossen sind und in denen die Explosion 
eingeleitet wird. 

(3) Dieses Gesetz gilt bei den in Absatz 1 be-
zeichneten Tätigkeiten auch für 

1. explosionsgefährliche Stoffe der Anlage II und 
Gegenstände im Sinne des Absatzes 2 Nr. 3, die 
explosionsgefährliche Stoffe der Anlage II ent-
halten, soweit die Anwendung in der Anlage II 
bestimmt ist, 

2. Sprengzubehör, soweit dies im Gesetz bestimmt 
ist. 

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. die Bundeswehr, die in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten ausländischen Streit-
kräfte, die Vollzugspolizei des Bundes und der 
Länder, den Zollgrenzdienst sowie für die für 
die Kampfmittelbeseitigung zuständigen Stellen 
der Länder, 

2. die Beförderung von explosionsgefährlichen 
Stoffen im Schienenverkehr der Eisenbahnen 
des öffentlichen Verkehrs und mit Seeschiffen, 
jedoch mit Ausnahme des § 22 Abs. 2 und der 
sich hierauf beziehenden Strafvorschrift sowie 

die Beförderung durch die Post und mit Luft-
fahrzeugen, 

3. den Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen 
in den der Bergaufsicht unterliegenden Betrie-
ben, jedoch mit Ausnahme der §§ 3 bis 16, 19 bis 
22 und 34 bis 39 und der sich hierauf beziehen-
den Straf- und Bußgeldvorschriften, 

4. Schußwaffen und Munition im Sinne des Waf-
fengesetzes und für Kriegswaffen im Sinne des 
Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen. 

(5) Dieses Gesetz berührt nicht 

1. Rechtsvorschriften, die aus Gründen der Sicher-
heit im Zusammenhang mit der Beförderung ge-
fährlicher Güter erlassen sind, 

2. auf örtlichen Besonderheiten beruhende Vor-
schriften über den Umgang und den Verkehr 
mit explosionsgefährlichen Stoffen und deren 
Beförderung in Seehäfen und auf Flughäfen. 

§2 

Anwendung auf neue Stoffe 

(1) Wer einen in der Anlage I oder II nicht auf-
geführten Stoff, bei dem die Annahme begründet 
ist, daß er explosionsgefährlich ist, einführt oder 
herstellt und vertreiben, anderen überlassen oder 
verwenden will, hat dies der Bundesanstalt für Ma-
terialprüfung unverzüglich anzuzeigen und ihr auf 
Verlangen eine Stoffprobe vorzulegen. 

(2) Die Bundesanstalt für Materialprüfung stellt 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der An-
zeige oder, falls die Vorlage einer Stoffprobe ver-
langt wird, nach Vorlage dieser Stoffprobe auf 
Grund der in der Anlage III bezeichneten Prüfver-
fahren fest, ob der angezeigte Stoff explosionsge-
fährlich ist. Erweist er sich als explosionsgefähr-
lich, so ordnet die Bundesanstalt für Materialprü-
fung, ausgenommen für einen Stoff, der in Anlage II 
Abschnitt C einzuordnen wäre, an, daß der Stoff 
entsprechend seiner Gruppe oder Klasse ebenso 
wie die in Anlage I oder in Anlage II Abschnitt A 
oder B aufgeführten Stoffe zu behandeln ist. Die 
Feststellung nach Satz 1 ist dem Anzeigenden vor 
Ablauf der dort genannten Frist schriftlich bekannt-
zugeben. Sofern die Explosionsgefährlichkeit fest-
gestellt wird und es sich um einen Stoff der Anla-
ge I oder II Abschnitt A oder B handelt, ist sie im 
Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

(3) Vor der Bekanntgabe der Feststellung darf 
der Stoff nicht vertrieben, anderen überlassen oder 
verwendet werden. Überläßt der Hersteller oder 
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Einführer den Stoff einem anderen, bevor die Fest-
stellung im Bundesanzeiger bekanntgemacht wor-
den ist, so hat er ihm spätestens beim Überlassen 
des Stoffes einen Abdruck des Feststellungsbe-
scheides zu übergeben. In gleicher Weise ist ver-
pflichtet, wer den explosionsgefährlichen Stoff ei-
nem weiteren Erwerber überläßt. 

(4) Das Gesetz ist im übrigen auf den als explosi-
onsgefährlich festgestellten Stoff anzuwenden 

1. gegenüber dem Anzeigenden, wenn ihm die 
Feststellung nach Absatz 2 Satz 3 bekanntgege-
ben worden ist, 

2. gegenüber den in Absatz 3 Satz 2 und 3 genann-
ten Personen, wenn ihnen ein Abdruck des Fest-
stellungsbescheides übergeben worden ist, 

3. gegenüber Dritten, die den Stoff erwerben, be-
fördern oder mit ihm umgehen, wenn die Fest-
stellung nach Absatz 2 Satz 4 im Bundesanzeiger 
bekanntgemacht worden ist. 

§3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Explosionsgefährlich im Sinne des § 2 sind fe-
ste oder flüssige Stoffe, die bei Durchführung der 
in der Anlage III zu diesem Gesetz bezeichneten 
Prüfverfahren 

1. durch Erwärmung ohne vollständigen festen 
Einschluß oder 

2. durch eine nicht außergewöhnliche Beanspru-
chung durch Schlag oder Reibung ohne zusätzli-
che Erwärmung 

in dem in den Vorschriften über die Prüfverfahren 
bestimmten Ausmaß zu einer chemischen Umset-
zung gebracht werden, bei der entweder hochge-
spannte Gase in so kurzer Zeit entstehen, daß eine 
plötzliche Druckwirkung hervorgerufen wird  (Ex-
plosion)  oder bei der eine Wirkung eintritt, die in 
den Vorschriften über die Prüfverfahren der Explo-
sion gleichgestellt ist. 

(2) Zündmittel sind Hilfsmittel, die explosionsge-
fährliche Stoffe enthalten und die ihrer Art nach 
zur Auslösung einer Sprengung, zur Zündung pyro-
technischer Gegenstände oder zur Zündung von 
Treibsätzen bestimmt sind. 

(3) Pyrotechnische Gegenstände sind Gegenstän-
de, die Vergnügungs- oder technischen Zwecken 
dienen und in denen explosionsgefährliche Stoffe 
oder Stoffgemische (pyrotechnische Sätze) enthal-
ten sind, die dazu bestimmt sind, unter Ausnutzung 
der in diesen enthaltenen Energie Licht-, Schall-, 
Rauch-, Nebel-, Heiz-, Druck- oder Bewegungswir-
kungen zu erzeugen. 

(4) Sprengzubehör sind 

1. Gegenstände, die ihrer Art nach zur Auslösung 
einer Sprengung oder zur Prüfung der zur Aus-
lösung einer Sprengung erforderlichen Vorrich

-

tung bestimmt sind und die keine explosionsge-
fährlichen Stoffe enthalten, 

2. Lade- und Misch-Ladegeräte für explosionsge-
fährliche oder explosionsfähige Stoffe, die zum 
Sprengen verwendet werden. 

(5) Der Umgang mit explosionsgefährlichen Stof-
fen umfaßt das Herstellen, Bearbeiten, Verarbeiten, 
Wiedergewinnen, Aufbewahren, Verwenden und 
Vernichten sowie die Beförderung, das Überlassen 
und die Empfangnahme dieser Stoffe innerhalb der 
Betriebsstätte. 

(6) Der Verkehr mit explosionsgefährlichen Stof-
fen umfaßt das Erwerben, Vertreiben (Feilhalten, 
Entgegennehmen und Aufsuchen von Bestellungen), 
das Überlassen an andere und das Vermitteln des 
Erwerbs, des Vertriebs und des Überlassens dieser 
Stoffe. 

(7) Die Beförderung umfaßt auch das Überlassen 
explosionsgefährlicher Stoffe an andere und die 
Empfangnahme dieser Stoffe von anderen durch 
den Beförderer. 

(8) Der Einfuhr (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 des Außenwirt-
schaftsgesetzes) steht das sonstige Verbringen in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes gleich. 

§4 

Ermächtigung, Anwendungsbereich 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung 

1. dem Stand der Wissenschaft und Technik ent-
sprechend 

a) die Listen der explosionsgefährlichen Stoffe 
(Anlage I und Anlage II), 

b) die Prüfverfahren (Anlage III) 

im Rahmen des § 3 Abs. 1 zu ändern und zu er-
gänzen; in die Anlage I sind explosionsgefähr-
liche Stoffe aufzunehmen, die zum Sprengen, als 
Zündstoffe, Treibladungspulver, Raketentreib-
stoffe oder für pyrotechnische Zwecke verwen-
det werden; in die Anlage II dürfen nur explosi-
onsgefährliche Stoffe aufgenommen werden, die 
für andere Zwecke, insbesondere für wissen-
schaftliche, analytische, medizinische oder phar-
mazeutische Zwecke oder als Hilfsstoffe bei der 
Herstellung chemischer Erzeugnisse verwendet 
werden und die in ihrer Gefährlichkeit den in 
dieser Anlage aufgeführten Stoffen entsprechen; 
bei explosionsgefährlichen Stoffen, die in die 
Anlage II Abschnitt C aufzunehmen wären, kann 
von der Aufnahme abgesehen werden, wenn der 
Stoff bei Durchführung der Prüfung nach Anla-
ge III Nr. II nicht zu einer Explosion gebracht 
und bei der Prüfung auch nach anderen als den 
in der Anlage III genannten Verfahren eine ört-
lich eingeleitete Umsetzung nicht oder nicht in 
gefährlicher Weise auf die Gesamtmenge des 
Stoffes übertragen werden kann, 
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2. zu bestimmen, daß und unter welchen Bedingun-
gen dieses Gesetz auf explosionsgefährliche 
Stoffe sowie auf Stoffe und Gegenstände nach 
§ 1 Abs. 2 ganz oder teilweise nicht anzuwenden 
ist, soweit der Schutz von Leben, Gesundheit 
und Sachgütern Beschäftigter oder Dritter dies 
zuläßt, 

3. zu bestimmen, daß auf die in der Anlage II auf-
geführten explosionsgefährlichen Stoffe andere 
als die dort bezeichneten Vorschriften anzuwen-
den sind, soweit der Schutz von Leben, Gesund-
heit und Sachgütern Beschäftigter oder Dritter 
dies erfordert, 

4. zu bestimmen, daß dieses Gesetz auf andere als 
die in § 1 Abs. 4 Nr. 1 bezeichneten Dienststellen 
und auf Prüf- und Forschungsinstitute ganz oder 
teilweise nicht anzuwenden ist, soweit sie in 
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben den Um-
gang und den Verkehr mit explosionsgefährli-
chen Stoffen betreiben oder diese Stoffe beför-
dern oder einführen, 

5. zu bestimmen, daß dieses Gesetz auf den Schie-
nenersatzverkehr der Eisenbahnen des öffentli

-

chen Verkehrs und auf die Beförderung auf An-
schlußbahnen ganz oder teilweise nicht anzu-
wenden ist, 

6. zu bestimmen, daß dieses Gesetz auf Geräte an-
zuwenden ist, in denen zum Antrieb nicht in 
Hülsen untergebrachte Treibladungen verwendet 
werden, wenn die Handhabung der Geräte oder 
ihre Beanspruchung durch das Antriebsmittel 
eine Gefahr für Leben oder Gesundheit Beschäf-
tigter oder Dritter herbeiführt. 

Soweit von der Ermächtigung nach Satz 1 Nr. 4 
kein Gebrauch gemacht wird, können die Landesre-
gierungen durch Rechtsverordnung eine entspre-
chende Regelung für Dienststellen des Landes tref-
fen. Sie können ihre Ermächtigung durch Rechts-
verordnung auf andere Stellen übertragen. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß 

1. § 8 Abs. 2 auf den in dieser Vorschrift sowie in 
§ 20 Abs. 1 bezeichneten Personenkreis nicht an-
zuwenden ist, 

2. der Nachweis der Fachkunde für den Umgang 
und den Verkehr mit explosionsgefährlichen 
Stoffen oder die Beförderung dieser Stoffe nach 
§ 7 oder § 20 auch beim Vorliegen anderer als 
der in § 9 Abs. 1 und 2 bezeichneten Vorausset-
zungen als erbracht anzusehen ist, 

sofern dies zur Erfüllung von Verpflichtungen aus 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen oder zur Erfül-
lung von Richtlinien der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft erforderlich ist. 

§5 

Zulassung 

(1) Explosionsgefährliche Stoffe und Sprengzube-
hör dürfen nur eingeführt, vertrieben, anderen  

überlassen oder verwendet werden, wenn sie ihrer 
Zusammensetzung, Beschaffenheit und Bezeichnung 
nach von der Bundesanstalt für Materialprüfung zu-
gelassen sind, außer wenn sie durch Rechtsverord-
nung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 zugelassen sind. Die Zu-
lassung wird entweder dem Hersteller oder dem 
Einführer auf Antrag erteilt. 

(2) Die Zulassung ist zu versagen, 

1. soweit der Schutz von Leben, Gesundheit oder 
Sachgütern Beschäftigter oder Dritter bei be-
stimmungsgemäßer Verwendung nicht gewähr-
leistet ist, 

2. wenn die explosionsgefährlichen Stoffe oder das 
Sprengzubehör den Anforderungen an die Zu-
sammensetzung Beschaffenheit und Bezeichnung 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a) nicht entspre-
chen, 

3. soweit die explosionsgefährlichen Stoffe oder 
das Sprengzubehör in ihrer Wirkungsweise, 
Brauchbarkeit und Beständigkeit dem jeweiligen 
Stand der Technik nicht entsprechen oder 

4. wenn der Antragsteller auf Grund seiner be-
trieblichen Ausstattung oder sonst nicht in der 
Lage ist, dafür zu sorgen, daß die nachgefertig-
ten Stoffe oder Gegenstände in ihrer Zusammen-
setzung und Beschaffenheit nach dem zugelasse-
nen Muster hergestellt werden. 

Die Zulassung kann befristet, inhaltlich beschränkt 
sowie mit Bedingungen und Auflagen verbunden 
werden, soweit dies zum Schutz von Leben, Ge-
sundheit oder Sachgütern Beschäftigter oder Dritter 
erforderlich ist; sie kann zu Erprobungszwecken 
auch widerruflich erteilt werden. Die nachträgliche 
Beifügung, Änderung und Ergänzung von Auflagen 
ist zulässig. 

(3) Die Bundesanstalt für Materialprüfung kann 
auf Antrag des Herstellers oder Einführers 

1. im Einzelfall Ausnahmen von dem Erfordernis 
der Zulassung nach Absatz 1 zulassen, wenn die 
explosionsgefährlichen Stoffe oder das Spreng-
zubehör zur Ausfuhr, zur wissenschaftlichen Er-
probung oder zur Prüfung von Mustern be-
stimmt sind, 

2. Ausnahmen von den Vorschriften über die 
Kennzeichnung und Verpackung explosionsge-
fährlicher Stoffe und von Sprengzubehör allge-
mein zulassen, 

soweit der Schutz von Leben, Gesundheit und Sach-
gütern Beschäftigter oder Dritter dies zuläßt. 

(4) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall an 
die Verwendung von explosionsgefährlichen Stof-
fen und Sprengzubehör über Absatz 2 oder § 6 
Abs. 1 Nr. 1 hinausgehende Anforderungen stellen, 
soweit zur Abwendung von Gefahren für Leben 
oder Gesundheit Beschäftigter oder Dritter beson-
dere Maßnahmen erforderlich sind. 
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§6 

Ermächtigungen, Sachverständigenausschuß 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung 

1. explosionsgefährliche Stoffe und Sprengzubehör 
allgemein zuzulassen, soweit diese Stoffe und 
Gegenstände in ihrer Wirkungsweise, Brauch-
barkeit und Beständigkeit dem jeweiligen Stand 
der Technik entsprechen und der Schutz von Le-
ben, Gesundheit und Sachgütern Beschäftigter 
oder Dritter bei bestimmungsgemäßer Verwen-
dung gewährleistet ist, 

2. zum Schutze der in Nummer 1 bezeichneten 
Rechtsgüter Vorschriften zu erlassen über 

a) die Zulassung von explosionsgefährlichen 
Stoffen und Sprengzubehör; sie regeln insbe-
sondere die Anforderungen, die an die Zu-
sammensetzung, Beschaffenheit und Bezeich-
nung der explosionsgefährlichen Stoffe und 
des Sprengzubehörs zu stellen sind, 

b) das Verfahren, nach dem die explosionsge-
fährlichen Stoffe und das Sprengzubehör zu 
prüfen sind, 

c) die Verpflichtung zur Anbringung eines Zu-
lassungszeichens und über seine Art und 
Form, 

d) das Verfahren für die Zulassung nach § 5 
Abs. 1 und 2 und die Bekanntmachung der 
zugelassenen explosionsgefährlichen Stoffe 
und des Sprengzubehörs, 

3. zum Schutze der in Nummer 1 bezeichneten 
Rechtsgüter zu bestimmen, 

a) daß explosionsgefährliche Stoffe und Spreng-
zubehör nach ihrer Gefährlichkeit oder ihrem 
Verwendungszweck in Gruppen und Klassen 
einzuteilen sind, und welche Stoffe und Ge-
genstände zu ihnen gehören, 

b) daß explosionsgefährliche Stoffe und Spreng-
zubehör in bestimmter Weise zu kennzeich-
nen und zu verpacken sind, 

c) welche Pflichten beim Überlassen explosions-
gefährlicher Stoffe an andere zu erfüllen 
sind, 

4. Zum Schutze vor Gefahren, erheblichen Nach-
teilen oder erheblichen Belästigungen Beschäf-
tigter oder Dritter zu bestimmen, daß explosi-
onsgefährliche Stoffe und Sprengzubehör nicht 
oder nur unter bestimmten Voraussetzungen 
vertrieben, anderen überlassen, aufbewahrt oder 
verwendet werden dürfen; dabei kann auch be-
stimmt werden, daß pyrotechnische Gegenstän-
de nur zu bestimmten Zeiten und an bestimmten 
Orten verwendet werden dürfen und daß die zu-
ständige Behörde Ausnahmen hiervon zulassen 
oder zusätzliche Beschränkungen anordnen 
kann, 

5. Vorschriften zu erlassen über das Erlaubnisver-
fahren nach §§ 7 und 27, über das Genehmi

-

gungsverfahren nach § 17 und das Verfahren bei 
der Erteilung des Befähigungsscheines nach 
§ 20. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung einen Sachverständi-
genausschuß für explosionsgefährliche Stoffe zu 
bilden, der die zuständigen Bundesminister insbe-
sondere in technischen Fragen berät. Vor dem Er-
laß von Rechtsverordnungen, die technische Fragen 
betreffen, soll der Sachverständigenausschuß ge-
hört werden. In den Ausschuß sind Vertreter der 
beteiligten Bundes- und Landesbehörden, der Prüf-
stellen, der Träger der gesetzlichen Unfallversiche-
rung sowie der Wirtschaft und der Gewerkschaften 
nach Anhörung der Spitzenorganisationen der be-
troffenen Wirtschaftskreise zu berufen. 

ABSCHNITT II 

Umgang, Verkehr und Beförderung im 
gewerblichen Bereich; Einfuhr und 

Aufzeichnungspflicht 

§7 
Erlaubnis 

(1) Wer gewerbsmäßig, selbständig im Rahmen 
einer wirtschaftlichen Unternehmung oder eines 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes oder bei 
der Beschäftigung von Arbeitnehmern 

1. mit explosionsgefährlichen Stoffen umgehen 
will, 

2. den Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen 
betreiben will oder 

3. explosionsgefährliche Stoffe befördern will, 

bedarf der Erlaubnis. 

(2) Die Erlaubnis zur Herstellung, Bearbeitung, 
Verarbeitung oder zur Wiedergewinnung explosi-
onsgefährlicher Stoffe schließt die Erlaubnis ein, 
explosionsgefährliche Stoffe, auf die sich die Er-
laubnis bezieht, zu vertreiben und anderen zu über-
lassen. Die Erlaubnis zur Herstellung pyrotechni-
scher Gegenstände schließt die Erlaubnis ein, pyro-
technische Munition herzustellen. 

§8 

Versagung der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der 
Antragsteller oder eine der mit der Leitung des 
Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer 
unselbständigen Zweigstelle beauftragten Perso-
nen die erforderliche Zuverlässigkeit nicht be-
sitzt, 

2. eine der in Nummer 1 bezeichneten Personen 

a) die erforderliche Fachkunde nicht nachweist 
oder 
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b) die erforderliche körperliche Eignung nicht 
besitzt oder 

c) das 21. Lebensjahr nicht vollendet hat. 

Nummer 2 ist auf Antragsteller und die mit der Lei-
tung des Betriebes, einer Zweigniederlassung oder 
einer unselbständigen Zweigstelle beauftragten Per-
sonen, die den Umgang und den Verkehr mit explo-
sionsgefährlichen Stoffen oder die Beförderung die-
ser Stoffe nicht selbst leiten, nicht anzuwenden. 

(2) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn 

1. der Antragsteller oder eine mit der Leitung des 
Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer 
unselbständigen Zweigstelle beauftragte Per-
son nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes ist oder 

2. der Antragsteller weder seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt noch eine gewerbliche 
Niederlassung im Geltungsbereich dieses Geset-
zes hat. 

(3) Ist bei juristischen Personen eine nach Ge-
setz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertre-
tung berufene Person mit der Gesamtleitung des 
Umgangs oder des Verkehrs mit explosionsgefährli-
chen Stoffen oder deren Beförderung beauftragt, so 
darf die Erlaubnis aus Gründen des Absatzes 1 
Nr. 1 in bezug auf den Antragsteller nur wegen  
mangelnder Zuverlässigkeit dieser Person versagt 
werden. 

§9 

Fachkunde 

(1) Den Nachweis der Fachkunde hat erbracht, 

1. wer die erfolgreiche Teilnahme an einem staatli-
chen oder staatlich anerkannten Lehrgang für 
die beabsichtigte Tätigkeit durch ein Zeugnis 
nachweist oder 

2. wer eine Prüfung vor der zuständigen Behörde 
bestanden hat. 

(2) den Nachweis der Fachkunde hat ferner er-
bracht, wer 

1. eine mindestens dreijährige praktische Tätigkeit 
ausgeübt hat oder 

2. eine Ausbildung an einer Hochschule, einer 
Fachhochschule oder einer Technikerschule 
abgeschlossen und eine mindestens einjährige 
praktische Tätigkeit ausgeübt hat, 

sofern die Tätigkeit und die Ausbildung geeignet 
waren, die erforderliche Fachkunde zu vermitteln. 
Satz 1 gilt nicht für den Nachweis der Fachkunde 
zur Ausführung von Sprengarbeiten. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlas-
sen über 

1. die Anerkennung der in Absatz 1 Nr. 1 bezeich-
neten Lehrgänge, die Zulassung der Lehrgangs-
teilnehmer, die ihnen zu vermittelnden techni

-

schen und rechtlichen Kenntnisse und den 
Nachweis ihrer erfolgreichen Teilnahme, 

2. die fachlichen Anforderungen an die techni-
schen und rechtlichen Kenntnisse, an die prakti-
schen Fertigkeiten, über die Voraussetzungen 
für die Prüfung nach Absatz 1 Nr. 2 und über 
das Prüfungsverfahren einschließlich der Errich-
tung von Prüfungsausschüssen, 

3. die Verpflichtung des Erlaubnisinhabers, in be-
stimmten Abständen an einem staatlichen oder 
staatlich anerkannten Lehrgang oder Wiederho-
lungslehrgang nach Nummer 1 teilzunehmen. 

§ 10 

Inhalt der Erlaubnis 

Die Erlaubnis kann inhaltlich beschränkt, befri-
stet und mit Auflagen verbunden werden, soweit 
dies erforderlich ist, um Leben, Gesundheit und 
Sachgüter Beschäftigter oder Dritter gegen die aus 
dem Umgang und dem Verkehr mit explosionsge-
fährlichen Stoffen oder der Beförderung dieser Stof-
fe entstehenden Gefahren zu schützen. Die nach-
trägliche Beifügung, Änderung und Ergänzung von 
Auflagen ist zulässig. 

§ 11 

Erlöschen der Erlaubnis 

Die Erlaubnis erlischt, wenn der Erlaubnisinhaber 
die Tätigkeit nicht innerhalb eines Jahres nach Er-
teilung der Erlaubnis begonnen oder zwei Jahre 
lang nicht ausgeübt hat. Die Fristen können von 
der zuständigen Behörde aus besonderen Gründen 
verlängert werden. 

§ 12 

Fortführung des Betriebes 

(1) Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers dürfen 
der Ehegatte oder der minderjährige Erbe den Um-
gang und den Verkehr mit explosionsgefährlichen 
Stoffen oder die Beförderung dieser Stoffe auf 
Grund der bisherigen Erlaubnis fortsetzen. Das glei-
che gilt bis zur Dauer von 10 Jahren nach dem Erb-
fall für den Nachlaßverwalter, Nachlaßkonkursver-
waiter, Nachlaßpfleger oder Testamentsvollstrek-
ker. Die in Satz 1 und 2 bezeichneten Personen ha-
ben der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzei-
gen, ob sie den Betrieb fortsetzen wollen. 

(2) Die Fortsetzung des Betriebes ist zu untersa-
gen, wenn bei der mit der Leitung des Betriebes be-
auftragten Person Versagungsgründe nach § 8 
Abs. 1 vorliegen. Die Fortsetzung kann untersagt 
werden, wenn bei dieser Person Versagungsgründe 
nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 vorliegen. 

§ 13 

Befreiung von der Erlaubnispflicht 

(1) Einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
bedarf nicht, wer den Umgang und den Verkehr mit 
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explosionsgefährlichen Stoffen betreibt, soweit 
hierfür eine Erlaubnis nach dem Waffengesetz er-
forderlich ist. 

(2) Einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 bedarf 
nicht, wer explosionsgefährliche Stoffe in den oder 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes befördert 
und keinen Wohnsitz, ständigen Aufenthaltsort 
oder keine Niederlassung im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes hat, sofern eine Person den Transport 
begleitet, die einen Befähigungsschein nach § 20 
besitzt oder die der Bund oder ein Land mit der Be-
gleitung schriftlich beauftragt hat. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, von dem Erfordernis 
einer Begleitung des Transports nach Absatz 2 ab-
zusehen, wenn 

1. der Beförderer einen Wohnsitz, einen ständigen 
Aufenthaltsort oder eine Niederlassung außer-
halb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes hat 
und dort Vorschriften über die Beförderung ex-
plosionsgefährlicher Stoffe bestehen, die diesem 
Gesetz vergleichbare Anforderungen stellen, 
und 

2. der Beförderer oder die den Transport begleiten-
de Person nach den in Nummer 1 bezeichneten 
Vorschriften zur Beförderung befugt ist. 

§ 14 

Anzeigepflicht 

Der Inhaber einer Erlaubnis und der Inhaber ei-
nes Betriebes, der auf Grund einer nach § 4 Abs. 1 
erlassenen Rechtsverordnung ohne Erlaubnis mit 
explosionsgefährlichen Stoffen umgeht, den Ver-
kehr mit diesen Stoffen betreibt oder diese Stoffe 
befördert, haben die Aufnahme des Betriebes, die 
Eröffnung einer Zweigniederlassung und einer un-
selbständigen Zweigstelle mindestens zwei Wochen 
vor Aufnahme dieser Tätigkeit, die Einstellung und 
Schließung unverzüglich der zuständigen Behörde 
anzuzeigen. In der Anzeige über die Aufnahme 
oder die Eröffnung haben sie die mit der Leitung 
des Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer 
unselbständigen Zweigstelle beauftragten Personen 
anzugeben. Die spätere Bestellung oder Abberufung 
einer für die Leitung des Betriebes, einer Zweignie-
derlassung oder einer unselbständigen Zweigstelle 
verantwortlichen Person und bei juristischen Perso-
nen den Wechsel einer nach Gesetz, Satzung oder 
Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufenen Per-
son hat der Erlaubnisinhaber unverzüglich der zu-
ständigen Behörde anzuzeigen. 

§ 15 

Einfuhr 

(1) Wer explosionsgefährliche Stoffe einführen 
oder durch einen anderen einführen lassen will, hat 
nachzuweisen, daß er zum Umgang mit explosions-
gefährlichen Stoffen oder zum Erwerb dieser Stoffe  

berechtigt ist. Das Erfordernis der Zulassung nach 
§ 5 Abs. 1 bleibt unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Beförderung von 
explosionsgefährlichen Stoffen durch den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes unter zollamtlicher Über-
wachung sowie für ihre Lagerung in Zollniederla-
gen, Zollverschlußlagern oder in Freihäfen. 

(3) Explosionsgefährliche Stoffe sind bei den 
nach Absatz 5 zuständigen Überwachungsbehörden 
anzumelden und auf Verlangen vorzuführen. Die 
Befreiung auf Grund einer Rechtsverordnung nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4 ist durch eine Bescheinigung der 
einführenden Stelle, eine Berechtigung zum Um-
gang mit explosionsgefährlichen Stoffen oder zum 
Erwerb dieser Stoffe durch den Erlaubnisbescheid 
nach § 7 oder § 27 nachzuweisen. Auf Verlangen 
sind diese Nachweise den nach Absatz 5 zuständi-
gen Überwachungsbehörden zur Prüfung auszuhän-
digen. 

(4) Die nach Absatz 5 zuständigen Überwa-
chungsbehörden können Beförderungsmittel und 
Behälter mit explosionsgefährlichen Stoffen sowie 
deren Lade- und Verpackungsmittel anhalten, um 
zu prüfen, ob die für die Einfuhr geltenden Bestim-
mungen eingehalten sind. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen bestimmt 
die Zolldienststellen, der Bundesminister des Innern 
bestimmt die Behörden des Bundesgrenzschutzes, 
die bei der Überwachung der Einfuhr explosionsge-
fährlicher Stoffe mitwirken. Soweit der grenzpoli-
zeiliche Einzeldienst von Kräften der Länder wahr-
genommen wird (§ 1 Nr. 1, § 63 Abs. 1 des Bundes-
grenzschutzgesetzes), wirken diese bei der Überwa-
chung mit. Für das Gebiet des Freihafens Hamburg 
kann der Bundesminister der Finanzen die Mitwir-
kung bei der Überwachung dem Freihafenamt Ham-
burg übertragen; § 14 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung in der Fassung des Artikels 5 des 
Finanzanpassungsgesetzes vom 30. August 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1426), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Zuständigkeitsanpassungs-Gesetzes 
vom 18. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705), gilt 
entsprechend. 

§ 16 

Aufzeichnungspflicht 

(1) Der Inhaber einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 hat in jedem Betrieb oder Betriebsteil 
ein Verzeichnis zu führen, aus dem die Art und 
Menge, der hergestellten, wiedergewonnenen, er-
worbenen, eingeführten, überlassenen, verwendeten 
oder vernichteten explosionsgefährlichen Stoffe so-
wie ihre Herkunft und ihr Verbleib hervorgehen. 
Der Erlaubnisinhaber kann sich zur Erfüllung der 
ihm nach Satz 1 obliegenden Pflichten einer ande-
ren Person bedienen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Personen, 
die den Erwerb, das Überlassen oder den Vertrieb 
dieser Stoffe vermitteln, außer wenn sie explosions-
gefährliche Stoffe einführen. 
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(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über In-
halt, Führung, Aufbewahrung und Vorlage des Ver-
zeichnisses und die Aufbewahrung von Unterlagen 
und Belegen zu erlassen. 

ABSCHNITT III 

Aufbewahrung 

§ 17 

Lagergenehmigung 

(1) Der Genehmigung bedürfen 

1. die Errichtung und der Betrieb von Lagern, in 
denen explosionsgefährliche Stoffe zu gewerbli-
chen Zwecken, im Rahmen einer wirtschaftli-
chen Unternehmung oder eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebes oder bei der Beschäf-
tigung von Arbeitnehmern aufbewahrt werden 
sollen, 

2. die wesentliche Änderung der Beschaffenheit 
oder des Betriebes solcher Lager. 

Die Genehmigung schließt andere das Lager betref-
fende behördliche Entscheidungen, insbesondere 
Entscheidungen auf Grund baurechtlicher Vor-
schriften, ein. Für Lager, die Bestandteil einer nach 
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes genehmi-
gungsbedürftigen Anlage sind, gilt die Genehmi-
gung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
als Genehmigung im Sinne des Satzes 1. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

1. keine Vorsorge gegen Gefahren für Leben, Ge-
sundheit und Sachgüter Beschäftigter oder Drit-
ter, insbesondere durch die den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik entsprechenden 
Maßnahmen getroffen sind, 

2. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften oder 
Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung, 
dem Betrieb oder der wesentlichen Änderung 
des Lagers entgegenstehen. 

(3) Die Genehmigung kann inhaltlich beschränkt, 
unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen ver-
bunden werden, soweit dies erforderlich ist, um die 
Erfüllung der in Absatz 2 genannten Anforderungen 
sicherzustellen. Die nachträgliche Beifügung, Ände-
rung und Ergänzung von Auflagen ist zulässig. 

(4) Die Prüfung der Einrichtung eines Lagers ist 
nicht erforderlich, soweit Bauteile oder Systeme, 
insbesondere Schranklager, von der zuständigen 
Behörde ihrer Bauart nach zugelassen sind. 

(5) Die Zulassung der Bauart nach Absatz 4 ist zu 
versagen, wenn die Bauteile oder Systeme den 
technischen Anforderungen nicht entsprechen. Für 
die Erteilung der Zulassung gilt Absatz 3 entspre-
chend. 

(6) Als wesentlich im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 
ist eine Änderung anzusehen, die besorgen läßt, 
daß zusätzliche oder andere Gefahren für Leben, 
Gesundheit oder Sachgüter Beschäftigter oder Drit-
ter herbeigeführt werden. Eine Änderung ist nicht 
als wesentlich anzusehen, wenn Teile der Anlage 
durch der Bauart nach gleiche oder ähnliche, je-
doch sicherheitstechnisch mindestens gleichwertige 
Teile ausgewechselt werden oder die Anlage im 
Rahmen der erteilten Genehmigung instand gesetzt 
wird. 

§ 18 

Ermächtigungen 

Durch Rechtsverordnung nach § 25 kann be-
stimmt werden, 

1. daß bestimmte explosionsgefährliche Stoffe und 
Gegenstände oder Gruppen von ihnen in be-
stimmten Räumen ganz oder in begrenzten Men-
gen unter bestimmten Voraussetzungen ohne 
Genehmigung nach § 17 Abs. 1 gelagert werden 
dürfen, sofern dies nach Art, Ausmaß und Dauer 
der durch diese Lagerung hervorgerufenen Ge-
fahren mit dem Schutz Beschäftigter oder Dritter 
vereinbar ist, 

2. welchen technischen Anforderungen die Bautei-
le oder Systeme eines Lagers im Sinne des § 17 
Abs. 5 Satz 1 entsprechen müssen, 

3. in welcher Weise das Verfahren der Bauartzu-
lassung nach § 17 Abs. 4 durchzuführen ist, ins-
besondere, daß der Behörde die erforderlichen 
Zeichnungen und Beschreibungen über Bauart 
und Betriebsweise der Bauteile oder Systeme ei-
nes Lagers einzureichen und ihr Baumuster zu 
überlassen sind, 

4. daß die Bauteile oder Systeme nur verwendet 
werden dürfen, wenn nach näherer Bestimmung 
nachgewiesen ist, daß die Bauteile oder Systeme 
der Zulassung entsprechen, insbesondere wenn 
dem Verwender eine Bescheinigung des Herstel-
lers, des Einführers oder eines Sachverständigen 
vorliegt. 

ABSCHNITT IV 

Verantwortliche Personen und ihre Pflichten 

 
§ 19 

Verantwortliche Personen 

(1) Verantwortliche Personen im Sinne der Ab-
schnitte IV, V und VI sind 

1. der Erlaubnisinhaber oder der Inhaber eines Be-
triebes, der nach dem Gesetz oder einer auf 
Grund des § 4 Abs. 1 erlassenen Rechtsverord-
nung ohne Erlaubnis den Umgang oder den Ver-
kehr mit explosionsgefährlichen Stoffen betrei-
ben oder diese Stoffe befördern darf, im Falle 
des § 8 Abs. 3 die mit der Gesamtleitung der ge-
nannten Tätigkeiten beauftragte Person, 
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2. die mit der Leitung des Betriebes, einer Zweig-
niederlassung oder einer unselbständigen 
Zweigstelle beauftragten Personen, 

3. Aufsichtspersonen, insbesondere Leiter einer Be-
triebsabteilung, Sprengberechtigte, Betriebsmei-
ster und Lagerverwalter sowie Personen, die zur 
Durchführung der Beförderung, zum Überlassen 
explosionsgefährlicher Stoffe an andere oder 
zum Empfang dieser Stoffe von anderen bestellt 
sind, 

4. in Betrieben, die der Bergaufsicht unterliegen, 
neben den in den Nummern 1 und 2 bezeichne-
ten Personen 

a) die zur Beaufsichtigung aller Personen, die 
explosionsgefährliche Stoffe in Empfang neh-
men, überlassen, aufbewahren, befördern 
oder verwenden, bestellten Personen, 

b) die zum Überlassen von explosionsgefährli-
chen Stoffen an andere oder zum Empfang 
dieser Stoffe von anderen bestellten Perso-
nen. 

(2) Bei dem Umgang und dem Verkehr mit explo-
sionsgefährlichen Stoffen außerhalb der Betriebs-
stätte und bei der Beförderung dieser Stoffe ist fer-
ner die Person verantwortlich, die die tatsächliche 
Gewalt über die explosionsgefährlichen Stoffe aus-
übt. 

§ 20 

Befähigungsschein 

(1) Die in § 19 Abs. 1 Nr. 3 und 4 Buchstabe a be-
zeichneten verantwortlichen Personen dürfen ihre 
Tätigkeit nur ausüben, wenn sie einen behördlichen 
Befähigungsschein besitzen. Satz 1 ist auf die mit 
der Leitung des Betriebes, einer Zweigniederlas-
sung oder einer unselbständigen Zweigstelle beauf-
tragten Personen anzuwenden, wenn sie zugleich 
verantwortliche Personen nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 
oder 4 Buchstabe a sind. 

(2) Für die Erteilung des Befähigungsscheines 
gelten § 8 Abs. 1 und 2 Nr. 1 sowie §§ 9 und 10 ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß der Befähigungs-
schein in der Regel für die Dauer von fünf Jahren 
zu erteilen ist. 

(3) In der Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 3 kön-
nen auch Vorschriften der dort bezeichneten Art 
für die in § 19 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten Per-
sonen erlassen werden. 

(4) Für das Erlöschen des Befähigungsscheines 
gilt § 11 entsprechend. 

§ 21 

Bestellung verantwortlicher Personen 

(1) Verantwortliche Personen sind in der Anzahl 
zu bestellen, die nach dem Umfang des Betriebes 
und der Art der Tätigkeit für einen sicheren Um-

gang und Verkehr mit explosionsgefährlichen Stof-
fen oder für eine sichere Beförderung dieser Stoffe 
erforderlich ist. Durch innerbetriebliche Anordnun-
gen ist sicherzustellen, daß die bestellten verant-
wortlichen Personen die ihnen obliegenden Pflich-
ten erfüllen können. 

(2) Zu verantwortlichen Personen nach § 19. 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 Buchstabe a dürfen nur Personen 
bestellt werden, die für ihre Tätigkeit einen be-
hördlichen Befähigungsschein besitzen. Satz 1 ist 
auch auf verantwortliche Personen nach § 19 Abs. 1 
Nr. 2 anzuwenden, die zugleich verantwortliche 
Personen nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 Buchstabe a 
sind. 

(3) Zu verantwortlichen Personen nach § 19 
Abs. 1 Nr. 2 und 4 Buchstabe b dürfen nur Personen 
bestellt werden, bei denen Versagungsgründe nach 
§ 8 Abs. 1 nicht vorliegen. 

(4) Die Namen der in § 19 Abs. 1 Nr. 3 und 4 be-
zeichneten verantwortlichen Personen sind der zu-
ständigen Behörde unverzüglich nach der Bestel-
lung mitzuteilen. Das Erlöschen der Bestellung ei-
ner dieser Personen ist unverzüglich der zuständi-
gen Behörde anzuzeigen. 

§ 22 

Vertrieb und Überlassen 

(1) Explosionsgefährliche Stoffe dürfen nur von 
verantwortlichen Personen vertrieben oder an an-
dere überlassen werden. Die verantwortlichen Per-
sonen dürfen diese Stoffe nur an Personen vertrei-
ben oder Personen überlassen, die nach diesem Ge-
setz, einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung oder nach landesrechtlichen 
Vorschriften damit umgehen oder diese Stoffe be-
fördern oder erwerben dürfen. Innerhalb einer Be-
triebsstätte dürfen explosionsgefährliche Stoffe 
auch anderen Personen überlassen oder von ande-
ren Personen in Empfang genommen werden, wenn 
diese unter Aufsicht oder nach Weisung einer ver-
antwortlichen Person handeln und mindestens 16 
Jahre alt sind; das Überlassen an Personen unter 18 
Jahren ist nur zulässig, soweit dies zur Erreichung 
ihres Ausbildungszieles erforderlich, ihr Schutz 
durch die Aufsicht einer verantwortlichen Person 
gewährleistet und die betriebsärztliche und sicher-
heitstechnische Betreuung sichergestellt ist. 

(2) Beförderer dürfen Stoffe, die im Beförderungs-
papier oder, falls ein Beförderungspapier nicht 
vorgeschrieben ist, auf dem Versandstück als ex

-

plosionsgefährliche Stoffe gekennzeichnet sind, nur 
überlassen 

1. dem vom Auftraggeber bezeichneten Empfänger, 
einer Person, die einen Befähigungsschein be-
sitzt, oder einer verantwortlichen Person nach 
§ 19 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b, 

2. den in § 1 Abs. 4 Nr. 1 bezeichneten Stellen, 

3. anderen Beförderern oder Lagerern, die in den 
Beförderungsvorgang eingeschaltet sind. 
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(3) Personen unter 18 Jahren dürfen explosions-
gefährliche Stoffe, außer in den Fällen des Absat-
zes 1 Satz 3, nicht überlassen werden. 

(4) Der Vertrieb und das Überlassen explosions-
gefährlicher Stoffe ist verboten 

1. im Reisegewerbe, soweit eine Reisegewerbekar-
te erforderlich wäre oder die Voraussetzungen 
des § 55 a Abs. 1 Nr. 1 oder 3 der Gewerbeord-
nung vorliegen, 

2. auf Veranstaltungen im Sinne des Titels IV der 
Gewerbeordnung mit Ausnahme der Entgegen-
nahme von Bestellungen auf Messen und Aus-
stellungen. 

Die zuständige Behörde kann im Einzelfall Ausnah-
men von dem Verbot des Satzes 1 Nr. 1 mit Wir-
kung für den Geltungsbereich dieses Gesetzes und 
von dem Verbot des Satzes 1 Nr. 2 für ihren Bezirk 
zulassen, soweit der Schutz von Leben oder Ge-
sundheit Beschäftigter oder Dritter sowie sonstige 
öffentliche Interessen nicht entgegenstehen. 

(5) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, unter 
welchen Voraussetzungen kleine Mengen von ex-
plosionsgefährlichen Stoffen oder Gegenstände mit 
kleinen Mengen explosionsgefährlicher Stoffe im 
Reisegewerbe und auf Veranstaltungen im Sinne 
des Titels IV der Gewerbeordnung vertrieben oder 
anderen überlassen werden dürfen, soweit der 
Schutz von Leben oder Gesundheit Beschäftigter 
oder Dritter sowie sonstige öffentliche Interessen 
nicht entgegenstehen. 

§ 23 

Mitführen von Urkunden 

Außerhalb des eigenen Betriebes haben die ver-
antwortlichen Personen nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 bei 
dem Umgang und dem Verkehr mit explosionsge-
fährlichen Stoffen sowie bei der Beförderung dieser 
Stoffe die Erlaubnisurkunde und die verantwortli-
chen Personen, die nach § 20 im Besitz eines Befä-
higungsscheines sein müssen, den Befähigungs-
schein mitzuführen und auf Verlangen den Beauf-
tragten der zuständigen Behörden vorzulegen. In 
den Fällen des § 13 Abs. 3 genügt eine in deutscher 
Sprache abgefaßte Bescheinigung über die Befugnis 
zur Beförderung explosionsgefährlicher Stoffe der 
zuständigen Behörde des Landes, in dem der Beför-
derer seinen Wohnsitz, seinen ständigen Aufent-
haltsort oder seine Niederlassung hat. 

§ 24 

Schutzvorschriften 

(1) Die verantwortlichen Personen haben bei dem 
Umgang und dem Verkehr mit explosionsgefährli-
chen Stoffen sowie bei der Beförderung dieser Stoffe 
Beschäftigte und Dritte vor Gefahren für Leben, 
Gesundheit und Sachgüter zu schützen, soweit die 
Art des Umgangs oder des Verkehrs oder der Be-
förderung dies zuläßt; sie haben hierbei die allge-

mein anerkannten Regeln der Sicherheitstechnik 
anzuwenden. 

(2) Die verantwortlichen Personen haben zum 
Schutze der in Absatz 1 bezeichneten Rechtsgüter 
insbesondere 

1. Betriebsanlagen und Betriebseinrichtungen den 
Anforderungen des Absatzes 1 entsprechend ein-
zurichten und zu unterhalten, insbesondere den 
erforderlichen Schutzabstand der Betriebsanla-
gen untereinander und zu betriebsfremden Ge-
bäuden, Anlagen und öffentlichen Verkehrswe-
gen einzuhalten, 

2. Vorsorge- und Überwachungsmaßnahmen im Be-
trieb zu treffen, insbesondere den Arbeitsablauf 
zu regeln, 

3. Beschäftigten oder Dritten im Betrieb ein den 
Anforderungen des Absatzes 1 entsprechendes 
Verhalten vorzuschreiben, 

4. die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit 
nicht explosionsgefährliche Stoffe abhanden 
kommen oder Beschäftigte oder Dritte diese 
Stoffe unbefugt an sich nehmen, 

5. die Beschäftigten vor Beginn der Beschäftigung 
über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, de-
nen sie bei der Beschäftigung ausgesetzt sind, 
sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen 
zur Abwendung dieser Gefahren zu belehren; 
die Belehrungen sind in angemessenen Zeitab-
ständen zu wiederholen. 

§ 25 

Ermächtigung zum Erlaß von Schutzvorschriften 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zum 
Schutze von Leben, Gesundheit und Sachgütern Be-
schäftigter und Dritter für den Umgang und den 
Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen und mit 
Sprengzubehör zu bestimmen, 

1. welche Maßnahmen zur Erfüllung der sich aus 
§ 24 ergebenden Pflichten zu treffen sind, 

2. wie sich Beschäftigte und Dritte, soweit es der 
Arbeitsschutz erfordert, innerhalb oder außer-
halb von Betrieben beim Umgang mit explosi-
onsgefährlichen Stoffen oder mit Sprengzubehör 
zu verhalten haben, 

3. daß explosionsgefährliche Stoffe nur an der Her-
stellungsstätte oder an dem Ort, an dem sie in-
nerhalb eines Betriebes verwendet werden, oder 
in besonderen Lagern aufbewahrt werden dür-
fen, und daß diese Lager insbesondere hinsicht-
lich des Standortes, der Bauweise, der Einrich-
tung und des Betriebes bestimmten Sicherheits-
anforderungen genügen müssen, 

4. nach welchen Sicherheitsvorschriften explosi-
onsgefährliche Stoffe außerhalb eines Lagers 
aufbewahrt werden dürfen, 

5. daß Anzeigen zu erstatten und ihnen bestimmte 
Unterlagen beizufügen sind. 
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§ 26 

Anzeigepflicht 

(1) Die verantwortlichen Personen haben das Ab-
handenkommen von explosionsgefährlichen Stoffen 
der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Die verantwortlichen Personen nach § 19 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 haben jeden Unfall, der bei dem 
Umgang oder bei dem Verkehr mit explosionsge-
fährlichen Stoffen oder bei der Beförderung dieser 
Stoffe eintritt, der zuständigen Behörde und dem 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung unver-
züglich anzuzeigen. 

ABSCHNITT V 

Umgang, Verkehr und Beförderung 
im nicht gewerblichen Bereich 

§ 27 
Erlaubnis zum Erwerb, zum Umgang und zur Beför

-

derung 

(1) Wer in anderen als den in § 7 Abs. 1 bezeich-
neten Fällen 

1. explosionsgefährliche Stoffe erwerben, 

2. mit explosionsgefährlichen Stoffen umgehen 

oder 

3. explosionsgefährliche Stoffe befördern 

will, bedarf der Erlaubnis. 

(2) Die Erlaubnis kann für bestimmte Arten und 
für eine bestimmte Menge von explosionsgefährli-
chen Stoffen erteilt und räumlich beschränkt wer-
den. Sie ist in der Regel für die Dauer von fünf 
Jahren zu erteilen. Sie kann zur Verhütung von Ge-
fahren für Leben, Gesundheit oder Sachgüter oder 
von erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belä-
stigungen für Dritte mit Auflagen verbunden wer-
den. Die nachträgliche Beifügung, Änderung und 
Ergänzung von Auflagen ist zulässig. 

(3) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 

1. beim Antragsteller Versagungsgründe nach § 8 
Abs. 1 vorliegen, 

2. der Antragsteller ein Bedürfnis für die beabsich-
tigte Tätigkeit nicht nachweist, 

3. inhaltliche Beschränkungen oder Auflagen zum 
Schutze der in Absatz 2 Satz 3 bezeichneten 
Rechtsgüter nicht ausreichen. 

Satz 1 Nr. 2 gilt nicht für die Erlaubnis zum Erwerb, 
zur Verwendung und zur Beförderung pyrotechni-
scher Gegenstände. Für den Nachweis der Fach-
kunde gilt § 9 Abs. 1 und 2 entsprechend. 

(4) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der 
Antragsteller 

1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist oder 

2. nicht seit mindestens drei Jahren seinen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ununterbro-
chen im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 

(5) Die zuständige Behörde kann für den Einzel-
fall eine Ausnahme von dem Alterserfordernis des 
Absatzes 3 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe c zulassen, wenn öffentliche Inter-
essen nicht entgegenstehen. 

(6) Absatz 1 gilt nicht für die bestimmungsgemä-
ße Verwendung zugelassener pyrotechnischer Ge-
genstände zur Gefahrenabwehr und bei Rettungs-
übungen. 

§ 28 

Anwendbare Vorschriften 

Für den Umgang und den Verkehr mit explosi-
onsgefährlichen Stoffen und für deren Beförderung 
in anderen als den in § 7 Abs. 1 bezeichneten Fällen 
gelten §§ 13, 16 Abs. 1 und 2, §§ 17, 19 Abs. 1 Nr. 1 
und Abs. 2, § 22 Abs. 1 bis 4, §§ 23, 24 Abs. 1 und 2 
Nr. 4 sowie § 26 Abs. 1 entsprechend. § 26 Abs. 2 
gilt mit der Maßgabe, daß die dort vorgeschriebene 
Anzeige nur der zuständigen Behörde zu erstatten 
ist. 

§ 29 

Ermächtigungen 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates für den Umgang und den Verkehr mit ex-
plosionsgefährlichen Stoffen und die Beförderung 
dieser Stoffe in anderen als den in § 7 Abs. 1 be-
zeichneten Fällen 

1. zum Schutze von Leben, Gesundheit und Sachgü-
tern des Verwenders oder Dritter zu bestimmen, 

a) daß die in der Rechtsverordnung nach § 9 
Abs. 3 erlassenen Vorschriften anzuwenden 
oder an den Nachweis der Fachkunde beson-
dere Anforderungen zu stellen sind, 

b) daß und in welcher Weise der Erlaubnisinha-
ber Aufzeichnungen über explosionsgefährli-
che Stoffe zu führen, aufzubewahren und der 
zuständigen Behörde vorzulegen hat, 

2. zum Schutze der in Nummer 1 bezeichneten 
Rechtsgüter sowie zum Schutze vor erheblichen 
Nachteilen oder erheblichen Belästigungen zu 
bestimmen, 

a) welche Maßnahmen zur Erfüllung der sich 
aus § 24 Abs. 1 ergebenden Pflichten zu tref-
fen sind, 

b) nach welchen Sicherheitsvorschriften explo-
sionsgefährliche Stoffe außerhalb eines La-
gers aufbewahrt werden dürfen, 

c) daß bestimmte Anzeigen zu erstatten und ih-
nen bestimmte Unterlagen beizufügen sind, 



Drucksache 7/5474 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

3. zum Schutze der in Nummer 1 bezeichneten 
Rechtsgüter zu bestimmen, welche Pflichten der 
Erlaubnisinhaber bei explosionsgefährlichen 
Stoffen zum Laden von Patronenhülsen oder 
zum Vorderladerschießen zu erfüllen hat. 

ABSCHNITT VI 

Überwachung des Umgangs und des Verkehrs 
sowie der Beförderung 

§ 30 
Allgemeine Überwachung 

Der Umgang und der Verkehr mit explosionsge-
fährlichen Stoffen sowie die Beförderung dieser 
Stoffe unterliegen der Überwachung durch die zu-
ständige Behörde. 

§31 

Auskunft, Nachschau 

(1) Der Inhaber eines Betriebes, der mit explosi-
onsgefährlichen Stoffen umgeht, den Verkehr mit 
ihnen betreibt oder sie befördert, und die mit der 
Leitung des Betriebes, einer Zweigniederlassung 
oder einer unselbständigen Zweigstelle beauftrag-
ten Personen sowie Personen, die einer Erlaubnis 
nach § 27 bedürfen, haben der zuständigen Behörde 
die für die Durchführung des Gesetzes erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der 
Überwachung beauftragen Personen sind befugt, 
Grundstücke, Betriebsanlagen, Geschäftsräume, Be-
förderungsmittel und zur Verhütung dringender Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
auch Wohnräume des Auskunftspflichtigen zu be-
treten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzu-
nehmen und die geschäftlichen Unterlagen des 
Auskunftspflichtigen einzusehen. Die Beauftragten 
sind berechtigt, gegen Empfangsbescheinigung Pro-
ben nach ihrer Auswahl zu fordern oder zu entneh-
men, soweit dies zur Überwachung erforderlich ist. 
Soweit der Betriebsinhaber nicht ausdrücklich dar-
auf verzichtet, ist ein Teil der Probe amtlich ver-
schlossen oder versiegelt zurückzulassen. Der Aus-
kunftspflichtige hat die Maßnahmen nach Satz 1 
und 2 zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlich-
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfol-
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzu-
wenden auf Personen, bei denen Tatsachen die An-

nahme rechtfertigen, daß sie unbefugterweise mit 
explosionsgefährlichen Stoffen umgehen, den Ver-
kehr mit diesen Stoffen betreiben oder diese Stoffe 
befördern. 

§32 

Anordnungen der zuständigen Behörden 

(1) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall an-
ordnen, welche Maßnahmen zur Durchführung des 
§ 24 und der auf Grund des § 25 oder § 29 erlasse-
nen Rechtsverordnungen zu treffen sind. Dabei kön-
nen auch Anordnungen getroffen werden, die über 
die auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 25 
oder § 29 gestellten Anforderungen hinausgehen, 
soweit dies zum Schutze von Leben, Gesundheit 
und Sachgütern Beschäftigter oder Dritter erforder-
lich ist. 

(2) Führt ein Zustand, der den Vorschriften die-
ses Gesetzes oder einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung, einer Nebenbestim-
mung der Erlaubnis, einer nachträglich angeordne-
ten Auflage oder den Anordnungen nach Absatz 1 
widerspricht, eine erhebliche Gefährdung der Be-
schäftigten oder Dritter herbei, so kann die zustän-
dige Behörde anordnen, daß der Umgang und der 
Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen und die 
Beförderung dieser Stoffe bis zur Herstellung des 
ordnungsgemäßen Zustandes eingestellt werden. 

(3) Wird eine Tätigkeit nach § 7 oder § 27 ohne 
die erforderliche Erlaubnis ausgeübt, so kann die 
zuständige Behörde die Fortsetzung dieser Tätigkeit 
untersagen. 

(4) Die zuständige Behörde hat den Umgang oder 
Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen oder 
deren Beförderung, soweit diese Tätigkeit auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 1 ohne 
Erlaubnis ausgeübt werden darf, ganz oder teilwei-
se zu untersagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß der Betriebsinhaber oder eine mit 
der Leitung des Betriebes, einer Zweigniederlas-
sung oder einer unselbständigen Zweigstelle beauf-
tragte Person die erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzt, sofern die Untersagung zum Schutz von Le-
ben, Gesundheit und Sachgütern Beschäftigter oder 
Dritter erforderlich ist. 

(5) Ist die Erlaubnis oder Zulassung erloschen, 
zurückgenommen oder widerrufen worden, so kann 
die zuständige Behörde anordnen, daß die explosi-
onsgefährlichen Stoffe, über die der Betroffene die 
tatsächliche Gewalt noch ausübt, nicht mehr ver-
wendet werden dürfen oder ihr nachgewiesen wird, 
daß die explosionsgefährlichen Stoffe innerhalb ei-
ner von ihr gesetzten Frist unbrauchbar gemacht 
oder einem Berechtigten überlassen worden ist. 
Nach Ablauf der Frist können die Stoffe sicherge-
stellt und verwertet oder vernichtet werden. Ein 
Erlös aus der Verwertung der Stoffe steht dem bis-
her Berechtigten zu. Rechtfertigen Tatsachen die 
Annahme, daß ein Nichtberechtigter die explosions-
gefährlichen Stoffe erwerben wird oder daß die 
Stoffe unbefugt verwendet werden, so können diese 
sofort sichergestellt werden. 
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§ 33 

Beschäftigungsverbot 

(1) Beschäftigt der Erlaubnisinhaber als verant-
wortliche Person entgegen § 21 Abs. 2 eine Person, 
die nicht im Besitz eines Befähigungsscheines ist, 
so kann die zuständige Behörde dem Erlaubnisinha-
ber untersagen, diese Person beim Umgang oder 
Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen oder 
bei der Beförderung dieser Stoffe zu beschäftigen. 

(2) Die Beschäftigung einer der in § 19 Abs. 1 
Nr. 2 und 4 Buchstabe b bezeichneten Personen als 
verantwortliche Person kann dem Erlaubnisinhaber 
untersagt werden, wenn bei dieser Person ein Ver-
sagungsgrund nach § 8 Abs. 1 vorliegt. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann die 
zuständige Behörde die Beschäftigung einer verant-
wortlichen Person auch dem Inhaber eines Betrie-
bes untersagen, der nach dem Gesetz oder auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 1 ohne 
Erlaubnis den Umgang oder den Verkehr mit explo-
sionsgefährlichen Stoffen betreiben oder diese Stof-
fe befördern darf. Die Untersagung nach Satz 1 ist 
auch zulässig, wenn die verantwortliche Person 
ihre Tätigkeit auf Grund einer Rechtsverordnung 
nach § 4 Abs. 1 ohne Befähigungsschein ausüben 
darf. 

ABSCHNITT VII 

Sonstige Vorschriften 

§ 34 

Rücknahme und Widerruf 

(1) Eine Erlaubnis, eine Zulassung und ein Befä-
higungsschein nach diesem Gesetz sind zurückzu-
nehmen, wenn sie hätten versagt werden müssen. 
Die genannten Berechtigungen können zurückge-
nommen werden, wenn sie hätten versagt werden 
können. 

(2) Eine Erlaubnis, eine Zulassung und ein Befä-
higungsschein nach diesem Gesetz sind zu widerru-
fen, wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die zur 
Versagung hätten führen müssen. Die genannten 
Berechtigungen können widerrufen werden, 

1. wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die zur 
Versagung hätten führen können, 

2. wenn inhaltliche Beschränkungen nicht beachtet 
oder Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer 
gesetzten Frist erfüllt werden. 

Die Erlaubnis nach § 7 darf nicht aus den Gründen 
des § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a widerrufen wer-
den. 

(3) Die Erlaubnis nach § 7 ist ferner zu widerru-
fen,  wenn 

1. mit der Leitung des Betriebes, einer Zweignie-
derlassung oder einer unselbständigen Zweig-
stelle eine Person beauftragt oder bei einer ju

-

ristischen Person eine nach Gesetz, Satzung 
oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufe-
ne Person zur Leitung des Umgangs oder des 
Verkehrs mit explosionsgefährlichen Stoffen 
oder deren Beförderung bestellt wird, welche 
die erforderliche Fachkunde nicht besitzt, 

2. verantwortliche Personen nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 
oder 4 Buchstabe a beschäftigt werden, die kei-
nen Befähigungsschein besitzen. 

(4) Die Zulassung nach § 5 kann ferner widerru-
fen werden, 

1. wenn der Zulassungsinhaber explosionsgefährli-
che Stoffe oder Sprengzubehör abweichend von 
der in der Zulassung festgelegten Zusammenset-
zung oder Beschaffenheit einführt, vertreibt, an-
deren überläßt oder verwendet, 

2. wenn die zugelassenen Stoffe oder Gegenstände 
nicht mehr hergestellt oder eingeführt und die 
auf Grund der Zulassung hergestellten oder ein-
geführten Stoffe oder Gegenstände nicht mehr 
vertrieben, anderen überlassen oder verwendet 
werden. 

(5) Die Genehmigung nach § 17 Abs. 1 kann wi-
derrufen werden, wenn 

1. nachträglich Tatsachen eintreten, die zur Versa-
gung der Genehmigung hätten führen müssen, 

2. Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer ge-
setzten Frist erfüllt werden. 

§ 35 

Abhandenkommen des Erlaubnisbescheides und des 
Befähigungsscheines, Folgen des Erlöschens, der 

Rücknahme und des Widerrufs 

(1) Der Erlaubnis- und der Befähigungsscheinin-
haber haben der zuständigen Behörde den Verlust 
des Erlaubnisbescheides oder des Befähigungsschei-
nes oder einer Ausfertigung unverzüglich anzuzei-
gen. Sie haben den Erlaubnisbescheid, den Befähi-
gungsschein und sämtliche Ausfertigungen der zu-
ständigen Behörde zurückzugeben, wenn die Er-
laubnis oder der Befähigungsschein erloschen ist, 
zurückgenommen oder widerrufen worden ist. 

(2) Ist der Erlaubnisbescheid, der Befähigungs-
schein oder eine Ausfertigung in Verlust geraten, 
so sollen der Erlaubnisbescheid, der Befähigungs-
schein und sämtliche Ausfertigungen für ungültig 
erklärt werden. Die Erklärung der Ungültigkeit 
wird im Bundesanzeiger bekanntgemacht. 

§ 36 

Zuständige Behörden 

(1) Die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten Stellen bestimmen die für die Ausfüh-
rung dieses Gesetzes sachlich zuständigen Behör-
den, soweit nicht Bundesbehörden zuständig sind. 

(2)Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren 
Bezirk der Antragsteller oder derjenige, der nach 
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diesem Gesetz verpflichtet ist oder gegen den nach 
diesem Gesetz Anordnungen getroffen werden sol-
len, seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder bei Feh-
len eines gewöhnlichen Aufenthaltes seinen jewei-
ligen Aufenthaltsort hat. Hat der Antragsteller sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt oder seinen Aufent-
haltsort nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
so ist die Behörde zuständig, in deren Bezirk der 
Antragsteller sich zuletzt aufgehalten hat oder 
künftig aufhalten will. 

(3) Ist der Antragsteller oder derjenige, der nach 
diesem Gesetz verpflichtet ist, oder gegen den nach 
diesem Gesetz Anordnungen getroffen werden sol-
len, ein Gewerbetreibender oder Inhaber einer wirt-
schaftlichen Unternehmung oder beschäftigt er Ar-
beitnehmer nach § 7 Abs. 1, so ist die Behörde ört-
lich zuständig, in deren Bezirk sich eine Niederlas-
sung befindet oder errichtet werden soll. Für die 
Erteilung, die Versagung, die Rücknahme oder den 
Widerruf einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 ist die Be-
hörde örtlich zuständig, in deren Bezirk sich die 
Hauptniederlassung befindet oder errichtet werden 
soll. Bezieht sich die Erlaubnis nur auf eine Zweig-
niederlassung, so richtet sich die Zuständigkeit 
nach dem Ort dieser Niederlassung. Fehlt eine Nie-
derlassung, so richtet sich die Zuständigkeit nach 
Absatz 2. 

(4) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 ist 
örtlich zuständig 

1. für Entscheidungen nach § 17 die Behörde, in 
deren Bezirk sich das Lager befindet oder er-
richtet werden soll, 

2. für Entscheidungen über Ausnahmen nach § 22 
Abs. 4 Nr. 2 die Behörde, in deren Bezirk die 
Veranstaltung stattfinden soll, 

3. für Anordnungen nach § 32 Abs. 1 bis 3 auch die 
Behörde, in deren Bezirk die Tätigkeit ausgeübt 
werden soll, 

4. für Maßnahmen nach § 32 Abs. 5 auch die Be-
hörde, in deren Bezirk der explosionsgefährliche 
Stoff sich befindet. 

§ 37 

Kosten 

(1) Für Amtshandlungen, Prüfungen und Untersu-
chungen nach diesem Gesetz und nach den auf die-
sem Gesetz beruhenden Rechtsverordnungen wer-
den Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Das 
Verwaltungskostengesetz vom 23. Juni 1970 (Bun-
desgesetzbl. I S. 821) ist anzuwenden. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die gebührenpflichti-
gen Tatbestände näher zu bestimmen und dabei fe-
ste Sätze oder Rahmensätze vorzusehen. Die Ge-
bührensätze sind so zu bemessen, daß der mit den 
Amtshandlungen, Prüfungen und Untersuchungen 
verbundene Personal- und Sachaufwand gedeckt 
wird; bei begünstigenden Amtshandlungen kann 
daneben die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert  

oder der sonstige Nutzen für den Gebührenschuld-
ner angemessen berücksichtigt werden. 

(3) In Rechtsverordnungen nach Absatz 2 kann 
bestimmt werden, daß die für die Prüfung oder Un-
tersuchung zulässige Gebühr auch erhoben werden 
darf, wenn die Prüfung oder Untersuchung ohne 
Verschulden der prüfenden oder untersuchenden 
Stelle und ohne ausreichende Entschuldigung des 
Bewerbers oder Antragstellers zum festgesetzten 
Termin nicht stattfinden konnte oder abgebrochen 
werden mußte.. In der Rechtsverordnung können 
ferner die Kostenbefreiung, der Umfang der zu er-
stattenden Auslagen und die Kostenerhebung ab-
weichend von den Vorschriften des Verwaltungs-
kostengesetzes geregelt werden. 

§ 38 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister des Innern erläßt im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderli-
chen allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Die zur 
Durchführung der §§ 24 und 25 erforderlichen allge-
meinen Verwaltungsvorschriften erläßt der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister des Innern und 
dem Bundesminister für Wirtschaft. Soweit die all-
gemeinen Verwaltungsvorschriften an die Behörden 
der Länder gerichtet sind, bedürfen sie der Zustim-
mung des Bundesrates. 

§ 39 

Beteiligung beim Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen nach den §§ 4 und 6, 
nach § 9 Abs. 3, § 16 Abs. 3 und § 22 Abs. 5 ergehen 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt-
schaft und dem Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung — Rechtsverordnungen nach § 37 
Abs. 2 nur im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Wirtschaft — und mit Zustimmung des 
Bundesrates. Rechtsverordnungen nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5, § 9 Abs. 3 Nr. 2 und § 29 Nr. 1 ergehen, 
soweit sie die Beförderung explosionsgefährlicher 
Stoffe betreffen, im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Verkehr. Soweit die Rechtsverordnun-
gen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 explosionsge-
fährliche Stoffe für medizinische oder pharmazeuti-
sche Zwecke betreffen, ergehen sie auch im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit. Rechtsverordnungen nach § 13 
Abs. 3 ergehen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister des Innern und dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung. 

(2) Rechtsverordnungen nach § 25 ergehen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern 
und mit Zustimmung des Bundesrates. Soweit diese 
Rechtsverordnungen den Verkehr mit explosionsge-
fährlichen Stoffen oder Sprengzubehör betreffen, er-
gehen sie auch im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Wirtschaft. 
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ABSCHNITT VIII 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 40 
Strafbarer Umgang und Verkehr 

sowie strafbare Beförderung und Einfuhr 

(1) Wer ohne die erforderliche Erlaubnis 

1. entgegen § 7 Abs. 1 Nr. 1 mit explosionsgefährli-
chen Stoffen umgeht, 

2. entgegen § 7 Abs. 1 Nr. 2 den Verkehr mit ex-
plosionsgefährlichen Stoffen betreibt, 

3. entgegen § 7 Abs. 1 Nr. 3 explosionsgefährliche 
Stoffe befördert oder 

4. entgegen § 27 Abs. 1 explosionsgefährliche Stof-
fe, ausgenommen pyrotechnische Gegenstände, 
erwirbt, mit diesen Stoffen umgeht oder sie be-
fördert, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. entgegen § 15 Abs. 1 Satz 1 explosionsgefährli-
che Stoffe einführt oder durch einen anderen 
einführen läßt, ohne seine Berechtigung zum 
Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen oder 
zu deren Erwerb nachgewiesen zu haben, 

2. ein Lager ohne Genehmigung nach § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 oder nach einer wesentlichen Ände-
rung ohne Genehmigung nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 betreibt, 

3. explosionsgefährliche Stoffe, ausgenommen py-
rotechnische Gegenstände, 

a) entgegen § 22 Abs. 1 Satz 2 an Personen ver-
treibt oder Personen überläßt, die mit diesen 
Stoffen nicht umgehen oder diese Stoffe 
nicht befördern oder erwerben dürfen, 

b) entgegen § 22 Abs. 1 Satz 3 innerhalb einer 
Betriebsstätte einer Person, die nicht unter 
Aufsicht oder nach Weisung einer verant-
wortlichen Person handelt oder noch nicht 16 
Jahre alt ist, oder einer Person unter 18 Jah-
ren ohne Vorliegen der dort bezeichneten 
Voraussetzungen überläßt, 

c) entgegen § 22 Abs. 2 einer anderen als dort 
bezeichneten Person oder Stelle überläßt, 

d) entgegen § 22 Abs. 3 einer Person unter 18 
Jahren überläßt oder 

e) entgegen § 22 Abs. 4 Satz 1 vertreibt oder an-
deren überläßt. 

(3) Wer wissentlich durch eine der in den Absät-
zen 1 oder 2 bezeichneten Handlungen Leib oder 
Leben eines anderen oder fremde Sachen von be-
deutendem Wert gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 
1 oder 2 fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.  

§41 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. eine Anzeige nach § 2 Abs. 1 nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er-
stattet, entgegen § 2 Abs. 3 Satz 1 Stoffe ver-
treibt, anderen überläßt oder verwendet oder 
entgegen § 2 Abs. 3 Satz 2 oder 3 explosionsge-
fährliche Stoffe einem Erwerber überläßt, ohne 
ihm einen Abdruck des Feststellungsbescheides 
zu übergeben, 

2. explosionsgefährliche Stoffe oder Sprengzube-
hör ohne Zulassung nach § 5 Abs. 1 oder § 47 
Abs. 1 einführt, vertreibt, anderen überläßt 
oder verwendet. 

3. einer vollziehbaren Auflage nach § 5 Abs. 2 
Satz 2 oder 3, § 10 oder § 17 Abs. 3 oder einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 32 Abs. 1, 2, 3, 
4 oder 5 Satz 1 nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt, 

4. eine Anzeige nach § 12 Abs. 1 Satz 3, § 14, § 21 
Abs. 4 Satz 1 oder 2, § 26, § 35 Abs. 1 Satz 1 
oder § 46 Abs. 2 nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

5. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 1 explosionsgefährli-
che Stoffe bei den zuständigen Behörden nicht 
anmeldet oder auf Verlangen nicht vorführt, 

6. gegen die Aufzeichnungspflicht nach § 16 
Abs. 1 verstößt, 

7. ohne Genehmigung nach § 17 Abs. 1 ein Lager 
errichtet oder wesentlich ändert, 

8. als verantwortliche Person nach § 19 Abs. 1 
Nr. 3 oder 4 Buchstabe a tätig wird, ohne einen 
Befähigungsschein zu besitzen, 

9. gegen die Vorschrift des § 21 Abs. 2 oder 3 
über die Bestellung verantwortlicher Personen 
verstößt, 

10. explosionsgefährliche Stoffe vertreibt oder an-
deren überläßt, ohne als verantwortliche Per-
son bestellt zu sein (§ 21 Abs. 1 Satz 1), 

11. in bezug auf pyrotechnische Gegenstände eine 
der in § 40 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Handlun-
gen begeht, 

12. gegen die Vorschrift des § 23 über das Mitfüh-
ren von Urkunden verstößt, 

13. entgegen § 27 Abs. 1 pyrotechnische Gegen-
stände erwirbt, mit diesen Gegenständen um-
geht oder sie befördert, 

14. gegen die Vorschrift des § 31 Abs. 2 Satz 3 über 
die Duldung der Nachschau verstößt, 

15. eine für den Umgang oder Verkehr oder die 
Beförderung verantwortliche Person weiterbe-
schäftigt, obwohl ihm dies durch vollziehbare 
Verfügung nach § 33 untersagt worden ist, 

16. einer Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 1, § 16 
Abs. 3, § 25 oder § 29 Nr. 1 Buchstabe b, Num-
mer 2 oder 3 zuwiderhandelt, soweit sie für ei- 
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nen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist, 

17. entgegen einer landesrechtlichen Vorschrift 
über den Umgang oder den Verkehr mit explo-
sionsgefährlichen Stoffen, auf den das Spreng-
stoffgesetz vom 25. August 1969 nicht anzu-
wenden war, oder entgegen einer auf Grund ei-
ner solchen Rechtsvorschrift ergangenen voll-
ziehbaren Anordnung mit explosionsgefährli-
chen Stoffen umgeht, diese Stoffe erwirbt, ver-
treibt oder anderen überläßt, soweit die 
Rechtsvorschrift für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist; die 
Verweisung ist nicht erforderlich, wenn die 
Rechtsvorschrift vor Inkrafttreten dieses Geset-
zes erlassen worden ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

§ 42 

Strafbare Verletzung von Schutzvorschriften 

Wer durch eine der in § 41 Abs. 1 Nr. 2, 3, 11 
oder 15 bezeichneten vorsätzlichen Handlungen 
vorsätzlich oder fahrlässig eine Gefahr für Leib 
oder Leben eines Menschen oder für Sachen von 
bedeutendem Wert herbeiführt, wird mit Freiheits-
strafe \bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft. 

§ 43 

Einziehung 

Ist eine Straftat nach § 40 oder § 42 oder eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 41 begangen worden, so 
können 

1. Gegenstände, auf die sich die Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit bezieht, und 

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbe-
reitung gebraucht worden oder bestimmt gewe-
sen sind, 

eingezogen werden. § 74 a des Strafgesetzbuches 
und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
sind anzuwenden. 

ABSCHNITT IX 

Bundesanstalt für Materialprüfung 

§ 44 

Rechtsstellung der Bundesanstalt 
für Materialprüfung 

(1) Die Bundesanstalt für Materialprüfung ist 
eine bundesunmittelbare, nicht rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Wirtschaft; sie ist eine Bundes-
oberbehörde. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Vorschriften  

über die vertragliche Inanspruchnahme der Bundes-
anstalt für Materialprüfung und die Gebühren und 
Auslagen für ihre Nutzleistungen zu erlassen. Die 
Gebühren sind nach dem Personal- und Sachauf-
wand für die Nutzleistung der Bundesanstalt für 
Materialprüfung unter Berücksichtigung ihres wirt-
schaftlichen Wertes für den Antragsteller zu be-
stimmen. Der Personalaufwand kann nach der Zahl 
der Stunden bemessen werden, die Bedienstete der 
Bundesanstalt für Materialprüfung für Prüfungen 
bestimmter Arten von Prüfgegenständen durch-
schnittlich benötigen. 

(3) Die Gebühr für eine Nutzleistung darf in der 
Regel zehntausend Deutsche Mark nicht überstei-
gen. Erfordert die Nutzleistung einen außergewöhn-
lichen Aufwand, insbesondere für die Prüfung um-
fangreicher Anlagen, so kann der Höchstbetrag um 
den entsprechenden Mehrbetrag überschritten wer-
den. 

(4) Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger Nutz-
leistungen für denselben Antragsteller können 
Pauschgebühren vorgesehen werden. Bei der Be-
messung der Pauschgebührensätze ist der geringere 
Umfang des Verwaltungsaufwandes zu berücksich-
tigen. 

§ 45 

Aufgaben der Bundesanstalt für Materialprüfung 

Die Bundesanstalt für Materialprüfung ist zustän-
dig für die Durchführung und Auswertung physika-
lischer und chemischer Prüfungen von Stoffen und 
Konstruktionen sowie für die ihr durch dieses Ge-
setz zugewiesenen Aufgaben. 

ABSCHNITT X 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 46 

Fortgeltung erteilter Erlaubnisse 

(1) Erlaubnisse und Befähigungsscheine, die nach 
dem Sprengstoffgesetz vom 25. August 1969 (Bun-
desgesetzbl. I S. 1358) erteilt worden sind, gelten im 
bisherigen Umfange als Erlaubnisse und Befähi-
gungsscheine im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Der Inhaber einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 
hat die Personalien der mit der Leitung einer un-
selbständigen Zweigstelle beauftragten Person in-
nerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes der zuständigen Behörde schriftlich anzu-
zeigen. 

(3) Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
Landesrecht erteilten Sprengstofferlaubnisscheine 
behalten bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes ihre Gültigkeit im bisherigen 
Umfang, soweit sie nicht bereits nach § 36 des 
Sprengstoffgesetzes vom 25. August 1969 unwirk-
sam geworden sind. 
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(4) Auf die nach Absatz 3 fortgeltenden Spreng-
stofferlaubnisscheine sind die §§ 34 und 35 entspre-
chend anzuwenden. 

§ 47 

Übergangsvorschriften für die Zulassung 

Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Zulassung zum Vertrieb, zum Überlassen oder zur 
Verwendung von explosionsgefährlichen Stoffen 
oder Sprengzubehör gilt in dem in § 1 bezeichneten 
Anwendungsbereich als Zulassung im Sinne des § 5 
dieses Gesetzes. 

§ 48 

Bereits errichtete Sprengstofflager 

Lager für explosionsgefährliche Stoffe, die bei In-
krafttreten dieses Gesetzes bereits errichtet oder ge-
nehmigt waren, bedürfen keiner Genehmigung nach 
§ 17 Abs. 1. Soweit nach § 17 und den auf Grund 
des § 25 erlassenen Rechtsverordnungen an die Er-
richtung und den Betrieb von Lagern für explosi-
onsgefährliche Stoffe Anforderungen zu stellen 
sind, die über die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gestellten Anforderungen hinausgehen, kann die 
zuständige Behörde verlangen, daß die bereits er-
richteten oder genehmigten Lager den Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend geändert werden, 
wenn 

1. die Lager erweitert oder wesentlich verändert 
werden sollen, 

2. Beschäftigte oder Dritte gefährdet sind oder 

3. dies zur Abwehr von sonstigen erheblichen Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit erforderlich 
ist. 

§ 49 

Anwendbarkeit anderer Vorschriften 

(1) Auf die den Vorschriften dieses Gesetzes un-
terliegenden Gewerbebetriebe ist die Gewerbeord-
nung insoweit anzuwenden, als nicht in diesem Ge-
setz besondere Vorschriften erlassen worden sind. 

(2) Soweit dieses Gesetz Tätigkeiten im Bereich 
des Einzelhandels regelt, ist das Gesetz über die 
Berufsausübung im Einzelhandel vom 5. August 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1121) nicht anzuwen-
den. 

(3) Die landesrechtlichen Vorschriften über das 
Aufbewahren, Vernichten, Befördern, Überlassen, 
die Empfangnahme und die Art und Weise der Ver-
wendung von explosionsgefährlichen Stoffen in Be-
trieben, die der Bergaufsicht unterliegen, werden 
durch die §§ 5 und 6 nicht berührt. 

§ 50 

Änderung der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 56 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d und § 145 Abs. 2 
Nr. 3 werden gestrichen. 

2. In § 148 Nr. 1 wird die Verweisung „§ 145 Abs. 1 
oder Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a, Nummer 2 bis 7" 
durch die Verweisung „§ 145 Abs. 1 oder 2 Nr. 1 
Buchstabe a, Nummern 2, 4 bis 7" ersetzt. 

§ 51 

Nicht mehr anwendbare Vorschriften 

(1) Soweit sie nicht bereits auf Grund des § 39 
des Sprengstoffgesetzes vom 25. August 1969 außer 
Kraft getreten sind, treten außer Kraft 

1. das Gesetz gegen den verbrecherischen und ge-
meingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen 
vom 9. Juni 1884 (Reichsgesetzbl. S. 61), 

2. die Bekanntmachung betreffend das Gesetz ge-
gen den verbrecherischen und gemeingefährli-
chen Gebrauch von Sprengstoffen vom 29. April 
1903 (Reichsgesetzbl. S. 221), 

4. die Verordnung über Ausnahmen von der Ge-
nehmigungs- und Registerführungspflicht nach 
§ 1 des Gesetzes gegen den verbrecherischen 
und gemeingefährlichen Gebrauch von Spreng-
stoffen vom 20. November 1941 (Reichsgesetzbl. 
I S. 721), 

4. sonstige landesrechtliche Vorschriften, deren 
Gegenstände in diesem Gesetz geregelt sind 
oder die ihm widersprechen. 

(2) Soweit sich die in Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten 
Rechtsvorschriften auf Gegenstände beziehen, die 
durch Rechtsverordnungen auf Grund dieses Geset-
zes zu regeln sind, treten diese Vorschriften erst 
mit Inkrafttreten der entsprechenden Rechtsverord-
nungen außer Kraft. 

§ 52 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. Die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen finden im 
Land Berlin jedoch keine Anwendung, soweit sie 
mit Rechtsvorschriften der alliierten Behörden un-
vereinbar sind. 

§ 53 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1977 in Kraft. 
Die Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsverord-
nungen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
ermächtigen, treten am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt 
das Sprengstoffgesetz vom 25. August 1969 außer 
Kraft. 
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Anlage I 

* Me = Metall. 
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2. Teil – Mischungen, die eine Verbindung oder mehrere Verbindungen des Teiles 1 
enthalten, mit Zusatz oder ohne Zusatz von oxydierenden Bestandteilen 
und/oder verbrennlichen Bestandteilen und/oder inerten Bestandteilen. 

2.1 Verbindungen des Teiles 1 in Mischung miteinander 

Rahmenzusammensetzung 1 
Trinitrotoluol 	 25 bis 70% 
Trimethylentrinitramin 	 0 bis 60% 
Trinitrophenylmethylnitramin 	 0 bis 70% 
Pentaerythrittetranitrat 	 0 bis 50% 

2.2 Verbindungen des Teiles 1 allein oder in Mischung miteinander mit Zu-
satz von oxydierenden Bestandteilen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Trinitrotoluol 	 20 bis 60 % 
Ammoniumnitrat 	 40 bis 80 % 

2.3 Verbindungen des Teiles 1 allein oder in Mischung miteinander .mit Zu-
satz von verbrennlichen Bestandteilen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Pentaerythrittetranitrat 	 0 bis 97 % 
Trimethylentrinitramin 	 0 bis 95 % 
Trinitrotoluol 	 0 bis.40 % 
Wachs oder andere verbrennliche Bestandteile 	1 bis 15 % 
Graphit 	 0 bis 1 % 

Rahmenzusammensetzung 2 
Trinitrotoluol 	 40 bis 60 % 
Trimethylentrinitramin 	 40 bis 60 % 
Wachs 	 0 bis 10 % 

Rahmenzusammensetzung 3 
Trinitrotoluol 	 40 bis 80 % 
Hexanitrodiphenylamin 	 0 bis 8 % 
Trimethylentrinitramin 	 0 bis 45 % 
Aluminium 	 18 bis 40 % 

Rahmenzusammensetzung 4 
Trimethylentrinitramin 	 19 bis 67 % 
Trinitrotoluol 	 0 bis 48 % 
Metallpulver 	 15 bis 50 % 
Wachs 	 0 bis 5 % 

Rahmenzusammensetzung 5 
Ammoniumperchlorat 	 55 bis 70 % 
Naphthalin 	 22 bis 32 % 
Akaroidharz 	 5 bis 16 % 

Rahmenzusammensetzung 6 
Ammoniumperchlorat 	 70 bis 85 % 
verbrennliche organische Bestandteile 	 15 bis 30 % 
Metallpulver 	 0 bis 15 % 

Rahmenzusammensetzung 7 
Cellulosenitrate (mit weniger als 12,6 % N) 	85 bis 95 % 
Eisen oder Magnesium 	 5 bis 15 % 
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Rahmenzusammensetzung 8 
Diäthylendiglykoldinitrat 	 75 bis 85% 
Cellulosenitrate 	 10 bis 20% 

Äthylalkohol 	1 bis 10%  

Rahmenzusammensetzung 9 
Cellulosenitrate 	 80 bis 99% 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 8% 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 5% 
Graphit oder Ruß 	 0 bis 1% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 8% 

Rahmenzusammensetzung 10  
Cellulosenitrate 	 45 bis 95% 
Glycerintrinitrat, Diäthylenglykoldinitrat 
oder andere flüssige Salpetersäureester 	4 bis 55% 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 3% 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 8% 
Graphit oder Ruß 	 0 bis 1 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 11 
Cellulosenitrate 	 80 bis 92% 
Glycerintrinitratl 	 5 bis 15% 
Trinitrotoluol 	 1 bis 5% 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 3% 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 8% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 14% 

Rahmenzusammensetzung 12 
Trinitrophenylmethylnitramin 	 95 bis 99% 
verbrennliche Bestandteile. 	 1 bis 5% 

Einzelzusammensetzung 1 
Hydrazinnitrat 	 30% 
Hydrazin 	 70% 

Einzelzusammensetzung 2 
Hydrazinazid 	 25% 
Hydrazin 	 75% 

2.4 Verbindungen des Teiles 1 allein oder in Mischung miteinander mit 
Zusatz von inerten Bestandteilen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Glycerintrinitrat1 	9 bis 15% 
Natriumchlorid oder Natriumhydrogencarbonat 	0 bis 91% 
andere inerte Bestandteile 	 0 bis 2% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Tetramethylentetranitramin 	 10 bis 85% 
Trimethylentrinitramin 	 2 bis 60% 
Wasser 

	

0 bis 	20% 

1 Glycerintrinitrat kann in den Fällen 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.81 und 2.82 ganz oder 
teilweise durch Glykoldinitrat ersetzt werden. 
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2.5 Verbindungen des Teiles 1 allein oder in Mischung miteinander mit 
Zusätzen von oxydierenden und verbrennlichen Bestandteilen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Trinitritoluol 	 0 bis 70% 
Pentaerythrittetranitrat 	 0 bis 50% 
Ammuniumnitrat 	 20 bis 80% 
Aluminium 	 10 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Cellulosenitrate (mit weniger als 12,6% N) 	6 bis 28% 

Kaliumnitrat 	 30 bis 60% 
Bariumnitrat 	 0 bis 20% 
Metallpulver 	 0 bis 10% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 12 bis 28%  

Rahmenzusammensetzung 3 
Cellulosenitrate (mit weniger als 12,6% N) 	1 bis 20% 
Kaliumchlorat 	 5 bis 97% 
Aluminium 	 2 bis 85% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Guanidinnitrat 	 5 bis 30% 
Kaliumnitrat 	 52 bis 68% 
Schwefel 	 7 bis 9% 
Aluminium 	 0 bis 10% 
Holzkohle 	 10 bis 14% 
Wachs 	 0 bis 3% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Guanidinnitrat 	 18 bis 22% 
Ammoniumdichromat 	 18 bis 32% 
Chlorierte Kohlenwasserstoffe 	 48 bis 52% 

Rahmenzusammensetzung 6 
Glycerintrinitrat1 	9 bis 11% 
Collodiumwolle 	 0 bis 1% 
Ammoniumnitrat 	 75 bis 81 % 
Trinitrotoluol 	 0 bis 7% 
Aluminium 	 0 bis 5% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 4 bis 11% 

1 Glyeerintrinitrat kann in den Fällen 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.81 und 2.82 ganz oder 
teilweise durch Glykoldinitrat ersetzt werden. 
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Rahmenzusammensetzung 7 
Trinitrotoluol 	 5 bis 15% 
Trimethylentrinitramin 	 5 bis 15% 
Ammoniumnitrat 	 30 bis 70% 
Alkalinitrate 	 0 bis 15% 
Aluminium 	 10 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 2 bis 12% 
Wasser 	 5 bis 20% 

Rahmenzusammensetzung 8 
Trimethylentrinitramin 	 10 bis 20% 
Ammoniumnitrat 	 30 bis 70% 
Alkalinitrate 	 0 bis 15% 
Aluminium 	 10 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 2 bis 12% 
Wasser 	 5 bis 20% 

Rahmenzusammensetzung 9 
Cellulosenitrate 	 80 bis 99% 
oxydierende Bestandteile 	 0 bis 11% 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 8% 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 5% 
Graphit oder Ruß 	 0 bis 1% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 12% 

Rahmenzusammensetzung 10 
Cellulosenitrate 	 45 bis 95% 
Glycerintrinitrat, Diäthylenglykoldinitrat 
oder andere flüssige Salpetersäureester 	4 bis 55% 
oxydierende Bestandteile 	 0 bis 8% 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 3% 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 8% 
Graphit oder Ruß 	 0 bis 1% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 11% 

Rahmenzusammensetzung 11 
Cellulosenitrate 	 80 bis 92% 
Glycerintrinitrat1 	5 bis 15% 
Trinitrotoluol 	 1 bis 5% 
oxydierende Bestandteile 	 0 bis 8% 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 3% 

substituierte Harnstoffe 	 0 bis 8% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 2 bis 14% 

Rahmenzusammensetzung 12 
Glykoldinitrat 	 1 bis 5% 
Ammoniumnitrat 	 75 bis 90% 
Mineralöl 	 1 bis 5% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 1 bis 9% 

Rahmenzusammensetzung 13 
Cellulosenitrate 	 50 bis 70% 
Kaliumnitrat 	 8 bis 30% 
Magnesium 	 0 bis 30% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 30% 

1 Glycerintrinitrat kann in den Fällen 2.3, 2,4, 2.5, 2.7, 2.81 und 2.82 ganz oder 
teilweise durch Glykoldinitrat ersetzt werden. 
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2.6 Verbindungen des Teiles 1 allein oder in Mischung miteinander mit 
Zusätzen von oxydierenden und inerten Bestandteilen 

2.7 Verbindungen des Teiles 1 allein oder in Mischung miteinander mit Zu-
sätzen von verbrennlichen und inerten Bestandteilen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Silberfulminat 	 9 bis 99 % 
verbrennliche Bestandteile (z. B. Antimonsulfid, 

Schwefel, Leime) 	 0 bis 60 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 50 % 

Rahmenzusammensetzung 2 
Trinitrotoluol 	 28 bis 40% 
Trimethylentrinitramin 	 30 bis 60 % 
Wachs 	 1 bis 5% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 3% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Cellulosenitrate 	 30 bis 35% 
verbrennliche Bestandteile 	 60 bis 68 % 
inerte Bestandteile 	 1 bis 5 % 

Rahmenzusammensetzung 4 
Cellulosenitrate 	 76 bis 94 % 
Metallpulver 	 4 bis 18 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 8 % 

Rahmenzusammensetzung 5 
Cellulosenitrate 	 20 bis 50% 
Glycerintrinitrat bzw. Diäthylenglykoldinitrat 
oder andere flüssige Salpetersäureester 	 0 bis 30% 
Nitroguanidin 	 15 bis 60 % 
Graphit 	 0 bis 1 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10 % 

Rahmenzusammensetzung 6 
Cellulosenitrate 	 25 bis 80% 
Pentaerythrittetranitrat bzw. Trimethylentrinitramin 15 bis 50 % 
Glycerintrinitrat bzw. Diäthylenglykoldinitrat 	0 bis 40% 
Diphenylamin 	 0,5 bis 8% 
Graphit 	 0 bis 1% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10 % 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5474 

Rahmenzusammensetzung 7 
Cellulosenitrate 	 80 bis 99 % 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 8 % 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 5 % 
Graphit oder Ruß 	 0 bis 1 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 8 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 5 % 

Rahmenzusammensetzung 8 
Cellulosenitrate 	 45 bis 95% 
Glycerintrinitrat, Diäthylenglykoldinitrat 
oder andere flüssige Salpetersäureester 	 4 bis 55 % 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 3 % 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 8 % 
Graphit oder Ruß 	 0 bis 1 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 11 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10 % 

Rahmenzusammensetzung 9 
Cellulosenitrate 	 80 bis 92 % 
Glycerintrinitrat1 	5 bis 15 % 
Trinitrotoluol 	 1 bis 5 % 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 3 % 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 8 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 2 bis 14 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10 % 

Rahmenzusammensetzung 10 
Glycerintrinitrat1 	20 bis 30 % 
Collodiumwolle 	 1 bis 5 % 
Dinitrotoluol 	 5 bis 15 % 
Metallpulver 	 1 bis 10 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 5 bis 10 % 
inerte Bestandteile 	 30 bis 50 % 

Rahmenzusammensetzung 11 
Ammoniumperchlorat 	 70 bis 74 % 
Aluminium 	 5 bis 6 %  
Silikonkautschuk 	 20 bis 22 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 3% 

Rahmenzusammensetzung 12 
Glycerintrinitrat1 	35 bis 50% 
Pentaerythrittetranitrat 	 5 bis 50% 
Collodiumwolle 	 2 bis 4% 
Aluminium 	 0 bis 12%  
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 55% 

Rahmenzusammensetzung 13 
Glycerintrinitrat1 	20 bis 40 
Cellulosenitrate 	 10 bis 30% 
sauerstoffhaltige Guanidinderivate 	 30 bis 50% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 15 bis 30% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 2% 

1 Glycerintrinitrat kann in den Fällen 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.81 und 2.82 ganz oder 
teilweise durch Glykoldinitrat ersetzt werden. 
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2.8 Verbindungen des Teiles 1 allein oder in Mischung miteinander mit 
Zusätzen von oxydierenden, verbrennlichen und inerten Bestandteilen 

2.81 Wesentlich Cellulosenitrate enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Cellulosenitrate 	 80 bis 99% 
oxydierende Bestandteile 	 0 bis 11% 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 8% 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 5% 
Graphit oder Ruß 	 0 bis 1% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 12% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 5% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Cellulosenitrate 	 45 bis 55% 
Kaliumnitrat 	 5 bis 10% 
organische chlorhaltige Substanzen 	 18 bis 22% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 10 bis 15% 
inerte Bestandteile 	 8 bis 12% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Cellulosenitrate 	 45 bis 95% 
Glycerintrinitrat, Diäthylenglykoldinitrat 
oder andere flüssige Salpetersäureester 	4 bis 55% 
oxydierende Bestandteile 	 0 bis 8% 
Diphenylamin und seine Derivate 	 0 bis 3% 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 8% 
Graphit oder Ruß 	 0 bis 1 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 11% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Cellulosenitrate 	 20 bis 50% 
Glycerintrinitrat bzw. Diäthylenglykoldinitrat 
oder andere flüssige Salpetersäureester 	0 bis 30% 
Ammoniumperchlorat oder Ammoniumnitrat bzw. 
Alkali- und Erdalkalinitrate 	 15 bis 80% 
Dinitrotoluol 	 0 bis 2% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 1% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Cellulosenitrate 	 80 bis 92% 
Glycerintrinitrat1 	5 bis 15% 
Trinitrotoluol 	 1 bis 5% 
oxydierende Bestandteile 	 0 bis 8% 
Diphenyiamin und seine Derivate 	 0 bis 3% 
substituierte Harnstoffe 	 0 bis 8% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 2 bis 14% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10% 

1 Glycerintrinitrat kann in den Fällen 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.81 und 2.82 ganz oder 
teilweise durch Glykoldinitrat ersetzt werden. 
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2.82 Wesentlich Glycerintrinitrat enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Glycerintrinitrat1 	24 bis 30% 
Collodiumwolle 	 0 bis 1 % 
Ammoniumnitrat 	 24 bis 32% 
Calciumnitrat 	 0 bis 2% 
verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 2% 
Natriumchlorid 	 34 bis 41 % 
andere inerte Bestandteile 	 0 bis 12 % 

Rahmenzusammensetzung 2 
Glycerintrinitrat1 	3 bis 10% 
Collodiumwolle 	 0 bis 1% 
Trinitrotoluol 	 0 bis 14% 
Ammoniumnitrat 	 72 bis 87 % 
Dinitrotoluol 	 0 bis 6 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 1 bis 12 % 
Natriumchlorid 	 0 bis 18 % 
andere inerte Bestandteile 	 0 bis 2 % 

Rahmenzusammensetzung 3 
Glycerintrinitrat1 	10 bis 20 % 
Trinitrotoluol 	 0 bis 10 % 
Collodiumwolle 	 0 bis 1% 
Ammoniumnitrat 	 20 bis 75% 
Natriumnitrat 	 5 bis 15 % 
Dinitrotoluol 	 0 bis 10 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 1 bis 12 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 30% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Glycerintrinitrat1 	18 bis 62 % 
Trinitrotoluol 	 0 bis 7 % 
Collodiumwolle 	 0 bis 2 % 
Ammoniumnitrat 	 18 bis 75% 
Natriumnitrat 	 0 bis 15 % 
Dinitrotoluol 	 0 bis 11 %  
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 35 % 

1 Glycerintrinitrat kann in den Fällen 2.3, 2.4, 23, 2.7, 2.81 und 2.82 ganz oder 
teilweise durch Glykoldinitrat ersetzt werden. 
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Rahmenzusammensetzung 5 
Glycerintrinitratl 	 31 bis 93 % 
Collodiumwolle 	 1 bis 20 % 
Ammoniumnitrat 	 0 bis 11 % 
Natriumnitrat 	 0 bis 60 % 
Kaliumnitrat 	 0 bis 60 % 
Dinitrotoluol 	 0 bis 9 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 6 % 

Rahmenzusammensetzung 6 
Glycerintrinitrat1 	8 bis 13 % 
Alkalinitrate 	 35 bis 60 % 
verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 16 % 
Ammoniumchlorid 	25 bis 35 % 
Natriumchlorid 	 0 bis 20 % 
andere inerte Bestandteile 	 0 bis 6% 

Rahmenzusammensetzung 7 
Glyccrintrinitrat1 	9 bis 13 % 
Alkalinitrate 	 25 bis 40 % 
verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 4 % 
Ammoniumchlorid 	 15 bis 25 % 
Natriumchlorid 	 30 bis 40 % 
andere inerte Bestandteile 	 0 bis 6 % 

Rahmenzusammensetzung 8 
Glycerintrinitratl 	 10 bis 20 % 
Ammoniumnitrat 	 30 bis 50 % 
polymere Salpetersäureester 	 7 bis 20 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 13 bis 25 % 
inerte Bestandteile 	 3 bis 5 % 

Rahmenzusammensetzung 9 
Glycerintrinitrat1 	35 bis 50 % 
Pentaerythrittetranitrat 	 5 bis 50 % 
Collodiumwolle 	 2 bis 4 % 
Ammoniumnitrat 	 0 bis 10 % 
Aluminium 	 0 bis 12 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 55 % 

1 Glycerintrinitrat kann in den Fällen 2.3, 2.4, 2.5, 2.7, 2.81 und 2.82 ganz oder 
teilweise durch Glykoldinitrat ersetzt werden. 
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2.83 Trinitrotoluol enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Trinitrotoluol 	 1 bis 20% 
Ammoniumnitrat 	 73 bis 92% 
Dinitrotoluol 	 0 bis 5% 
Aluminium 	 0 bis 6% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 8% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Trinitrotoluol 	 1 bis 6% 
Kaliumchlorat bzw. Natriumchlorat 	 78 bis 90% 
Dinitrotoluol 	 0 bis 11% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 4 bis 12% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 2% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Trinitrotoluol 	 10 bis 40% 
Ammoniumnitrat 	 15 bis 55% 
Alkali-, Erdalkalinitrate 
(einzeln oder in Mischung) 	 0 bis 50% 
Aluminium 	 0,5 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 17% 
Wasser 	 5 bis 20% 
andere inerte Bestandteile 	 0 bis 2% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Trinitrotoluol 	 10 bis 20% 
Ammoniumnitrat 	 50 bis 80% 
Alkali-, Erdalkalinitrate 
(einzeln oder in Mischung) 	 0 bis 20% 
Aluminium 	 0,5 bis 6% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0,5 bis 10% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Trinitrotoluol 	 5 bis 20% 
Ammoniumnitrat 	 30 bis 70% 
Natriumnitrat 	 0 bis 15% 
Aluminium 	 10 bis 30% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 20% 
inerte Bestandteile 	 5 bis 20 % 

2.84 Trimethylentrinitramin enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Trimethylentrinitramin 	 5 bis 20% 
Ammoniumnitrat 	 30 bis 70% 
Natriumnitrat 	 0 bis 15% 
Aluminium 	 10 bis 30%  
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 20% 
inerte Bestandteile 	 5 bis 20% 
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2.85 Trinitrotoluol und Trimethylentrinitramin enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Trinitrotoluol 	 1 bis 15% 
Trimethylentrinitramin 	 1 bis 15% 
Ammoniumnitrat 	 60 bis 95% 
Aluminium 	 0 bis 5% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0,5 bis 7% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Trinitrotoluol 	 3 bis 20% 
Trimethylentrinitramin 	 3 bis 20% 
Ammoniumnitrat 	 30 bis 70% 
Natriumnitrat 	 0 bis 15% 
Aluminium 	 10 bis 30% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 20% 
inerte Bestandteile 	 5 bis 20% 

2.86 Wesentlich Bleiazid enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bleiazid 	 15 bis 99%  
Guanylnitrosaminoguanyltetrazen2 	0 bis 49% 
Kaliumchlorat3 	0 bis 85% 
Antimonsulfide4 	 0 bis 85% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 85% 

2.87 Wesentlich Bleitrinitroresorcinat enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bleitrinitroresorcinat 	 15 bis 99% 
Guanylnitrosaminoguanyltetrazen2 	0 bis 49% 
Bariumnitrat5 	 0 bis 85% 
Antimonsulfide4 	 0 bis 85% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 85% 

2 Guanylnitrosaminoguanyltetrazen kann in den Fällen 2.86 und 2.87 ganz oder 
teilweise durch andere, im 1. Teil aufgeführte explosionsgefährliche Stoffe 
ersetzt werden. 

3 Kaliumchlorat kann in den Fällen 2.86, 2.89 und 2.810 ganz oder teilweise 
durch andere, Sauerstoff enthaltende und unter Normalbedingungen im festen 
Aggregatzustand vorliegende Oxydationsmittel ersetzt werden. 

4 Antimonsulfide können in den Fällen 2.86, 2.87 und 2.810 ganz oder teilweise 
durch Schwefel, Selen oder Arsensulfide ersetzt werden. 

5 Bariumnitrat kann im Fall 2.87 ganz oder teilweise durch andere, Sauerstoff 
enthaltende und unter Normalbedingungen im festen Aggregatzustand vor-
liegende Oxydationsmittel ersetzt werden. 
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2.88 Wesentlich Trinitrophenolmetallsalze enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Trinitrophenolmetallsalze 	 70 bis 80% 
Blei(II)-chromat 	 10 bis 20% 
Silicium 	 10 bis 20% 

2.89 Wesentlich Quecksilberfulminat enthaltende Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Quecksilberfulminat 	 20 bis 99% 
Kaliumchlorat3 	0 bis 80% 
Schwefels 	 0 bis 80% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 80% 

2.810 Wesentlich Guanylnitrosaminoguanyltetrazen enthaltende 
Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Guanylnitrosaminoguanyltetrazen 	 20 bis 99% 
Mannithexanitrat7 	 0 bis 80% 
Kaliumchlorats 	 0 bis 80% 
Antimonsulfide4 	 0 bis 80% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 80% 

3 Kaliumchlorat kann in den Fallen 2.86, 2.89 und 2.810 ganz oder teilweise 
durch andere, Sauerstoff enthaltende und unter Normalbedingungen im festen 
Aggregatzustand vorliegende Oxydationsmittel ersetzt werden. 

4 Antimonsulfide können in den Fällen 2.86, 2.87 und 2.810 ganz oder teilweise 
durch Schwefel, Selen oder Arsensulfide ersetzt werden. 

6 Schwefel kann im Fall 2.89 ganz oder teilweise durch Selen, Antimonsulfide 
oder Arsensulfide ersetzt werden. 

7 Mannithexanitrat kann im Fall 2.810 ganz oder teilweise durch andere, im 
1. Teil aufgeführte explosionsgefährliche Stoffe ersetzt werden. 
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3. Teil – Mischungen, die keine Verbindungen aus Teil 1 enthalten, aus oxydieren-
den und verbrennlichen Bestandteilen mit Zusatz oder ohne Zusatz von 
inerten Bestandteilen. 

3.1 Chlorat-Mischungen 

3.11 	Kaliumchlorat-Mischungen 

3.111 Kaliumchlorat als alleiniges Oxydationsmittel 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 60 bis 90% 
verbrennliche Bestandteile 	 10 bis 40% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumchlorat 	 43 bis 80% 
roter Phosphor 	 5 bis 28% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 50% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 16% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumchlorat 	 16 bis 55% 
Milchzucker 	 10 bis 30% 
andere verbrennliche Bestandteile, 
organische chlorhaltige Verbindungen 
und organische Farbstoffe 	 0 bis 74% 

inerte Bestandteile 	 0 bis 28% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Kaliumchlorat 	 40 bis 70% 
Naturharze 	 10 bis 26% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 12% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 28% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Kaliumchlorat 	 33 bis 70% 
Naturharze 	 6 bis 25% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 55% 
Strontium- oder Natriumoxalat oder andere 
inerte Bestandteile 	 0 bis 32% 

Rahmenzusammensetzung 6 
Kaliumchlorat 	 27 bis 44% 
Ammoniumchlorid 	 30 bis 55% 
Natriumoxalat 	 0 bis 6% 
organische verbrennliche Bestandteile 	12 bis 30% 
inerte Bestandteile 	 0 bis  17% 

Rahmenzusammensetzung 7 
Kaliumchlorat 	 55 bis 68% 
Kupferacetatarsenit bzw. bas. Kupfercarbonat 	8 bis 23 % 
verbrennliche Bestandteile 	 9 bis 30% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 7% 
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Rahmenzusammensetzung 8 
Kaliumchlorat 	 51 bis 52% 
Schwefel 	 12 bis 13%  
andere verbrennliche Bestandteile 	29 bis 30% 
inerte Bestandteile 	 7 bis 8% 

Rahmenzusammensetzung 9 
Kaliumchlorat 	 50 bis 60% 
Schwefel 	 20 bis 30% 
Kupfer-II-hydroxid 	 5 bis 11% 
Quecksilber-I-chlorid 	 5 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 10 
Kaliumchlorat 	 40 bis 60% 
Hexachloräthan 	 20 bis 30% 
verbrennliche Bestandteile 	 20 bis 30% 

Rahmenzusammensetzung 11 
Kaliumchlorat 	 60 bis 70% 
Kupfer-II-hydroxid 	 10 bis 18% 
organische verbrennliche Bestandteile 	10 bis 25% 

Rahmenzusammensetzung 12 
Kaliumchlorat 	 55 bis 65% 
Schwefel 	 10 bis 25%  
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 12% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 13 
Kaliumchlorat 	 88 bis 89% 
Paraffin 	 9 bis 10% 
Silberjodid 	 1 bis 2% 

Rahmenzusammensetzung 14 
Kaliumchlorat 	 30 bis 40% 
Tetraphosphortrisulfid 	 5 bis 15% 
organische verbrennliche Bestandteile 	15 bis 25% 
inerte Bestandteile 	 30 bis 40% 

Rahmenzusammensetzung 15 
Kaliumchlorat 	 45 bis 66% 
Strontiumoxalat oder -carbonat 	 10 bis 25% 
verbrennliche Bestandteile 	 9 bis 35% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 5% 
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3.112 Kaliumchlorat-Mischungen mit Zusatz von Natriumchlorat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 9 bis 16% 
Natriumchlorat 	 4 bis 8% 
Titanpulver 	 35 bis 65% 
Phosphor 	 10 bis 20% 
organische verbrennliche Bestandteile 	1 bis 5% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 25% 
Wasser 	 0 bis 25% 

3.113 Kaliumchlorat-Mischungen mit Zusatz oder ohne Zusatz von 
Bariumchlorat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 60 bis 80% 
Bariumchlorat 	 0 bis 10% 
Gallussäure 	 8 bis 32% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 17% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 3% 

3.114 Kaliumchlorat-Mischungen mit Zusatz oder ohne Zusatz von 
Kaliumperchlorat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 55 bis 58% 
Kaliumperchlorat 	 0 bis 20% 
Akariodharz 	 0 bis 13% 
Dextrin 	 0 bis 10% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 17% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 28% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumchlorat 	 8 bis 34% 
Kaliumperchlorat 	 36 bis 56 % 
Milchzucker 	 5 bis 27 % 
Dextrin 	 0 bis 10 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 1 bis 10% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 16 % 

Einzelzusammensetzung 
Kaliumchlorat 	 39 % 
Kaliumperchlorat 	 23 bis 24 % 
Kupferacetatarsenit 	 31 bis 32% 
Kolophonium 	 6% 
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3.115 Kaliumchlorat-Kaliumnitrat-Mischungen mit Zusatz oder ohne 
Zusatz von Kaliumchromat bzw. Kaliumdichromat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 30 bis 60 % 
Kaliumnitrat 	 6 bis 32 % 
Kaliumchromat bzw. Kaliumdichromat 	0 bis 12 % 
Naturharze oder Milchzucker 	 9 bis 20 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 25 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 26 % 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumchlorat 	 35 bis 45 % 
Kaliumnitrat 	 5 bis 15 % 
Milchzucker 	 15 bis 25 % 
Kupfer-II-hydroxid 	 5 bis 15 % 
Quecksilber-I-chlorid 	 15 bis 25 % 

Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumchlorat 	 40 bis 60 % 
Kaliumnitrat 	 10 bis 20 % 
Kaliumdichromat 	 0 bis 7 % 
Naturharze 	 5 bis 10 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 8 bis 20 % 
inerte Bestandteile 	 0 bis 25 % 

3.116 Kaliumchlorat-Strontiumnitrat-Mischungen mit Zusatz oder 
ohne Zusatz von Kaliumnitrat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 6 bis 40% 
Strontiumnitrat 	 30 bis 80% 
Naturharze bzw. Firnis 	 6 bis 30 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 44 % 
Strontiumoxalat oder andere inerte Bestandteile 	0 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumchlorat 	 7 bis 10 % 
Strontiumnitrat 	 67 bis 72 % 
Schwefel 	 17 bis 20 % 
Holzkohle 	 0 bis 4% 
organische verbrennliche Bestandteile 	0 bis 2 % 

Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumchlorat 	 3 bis 16% 
Strontiumnitrat 	 62 bis 83 % 
Kaliumnitrat 	 0 bis 4% 
Schwefel 	 0 bis 2 % 
organische verbrennliche Bestandteile 	12 bis 20 % 
Calciumfluorid 	 0 bis 2 % 
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3.117 Kaliumchlorat-Bariumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 6 bis 30 % 
Bariumnitrat 	 56 bis 80 % 
Naturharze 	 8 bis 30 % 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10 % 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumchlorat 	 8 bis 15 % 
Bariumnitrat 	 71 bis 79 % 
organische verbrennliche Bestandteile 	13 bis 14 % 

Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumchlorat 	 7 bis 10% 
Bariumnitrat 	 65 bis 72% 
Schwefel 	 19 bis 22% 
Holzkohle 	 0 bis 1 % 
organische verbrennliche Bestandteile 	0 bis 2% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Kaliumchlorat 	 50 bis 65% 
Bariumnitrat 	 11 bis 32% 
verbrennliche Bestandteile 	 12 bis 24% 
Strontiumoxalat oder andere inerte Bestandteile 	0 bis 12% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Kaliumchlorat 	 50 bis 60% 
Bariumnitrat 	 5 bis 11% 
Schwefel 	 5 bis 12% 
Calciumsilicid 	 15 bis 25% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 5 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 6 
Kaliumchlorat . 	

20 bis 26% 
Bariumnitrat 	 45 bis 55% 
verbrennliche Bestandteile 	 15 bis 27% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 2% 

3.118 Kaliumchlorat-Kaliumchromat/Kaliumdichromat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 43 bis 70% 
Kaliumchromat, Kaliumdichromat 
(einzeln oder in Mischung) 	 0 bis 9% 
Schwefel 	 0 bis 6% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 9 bis 19% 
inerte Bestandteile 	 6 bis 35% 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5474 

3.119 Kaliumchlorat-Bariumchlorat-Bariumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 25 bis 45% 
Bariumchlorat 	 20 bis 35% 
Bariumnitrat 	 8 bis 30 % 
verbrennliche Bestandteile 	 10 bis 35% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumchlorat 	 7 bis 15% 
Bariumchlorat 	 52 bis 71 % 
Bariumnitrat 	 10 bis 12% 
Naturharze 	 9 bis 19% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 13% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumchlorat 	 10 bis 15% 
Bariumchlorat 	 10 bis. 40% 
Bariumnitrat 	 35 bis 60% 
Naturharze 	 10 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10% 

3.11.10 Kaliumchlorat-Bariumnitrat-Kaliumdichromat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 60 bis 70% 
Bariumnitrat 	 2 bis 10% 
Kaliumdichromat 	 2 bis 5% 
Schwefel 	 5 bis 10%  
organische verbrennliche . Bestandteile 	10 bis 15% 
inerte Bestandteile 	 2 bis 8% 

3.11.11 Kaliumchlorat-Kaliumperchlorat-Bariumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumchlorat 	 8 bis 10% 
Kaliumperchlorat 	 15 bis 20% 
Bariumnitrat 	 10 bis 60% 
Schellack 	 5 bis 10% 
Dextrin 	 5 bis 10% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 5% 

3.11.12 Kaliumchlorat-Bariumnitrat-Kaliumnitrat-Mischungen 

Einzelzusammensetzung 
Kaliumchlorat 	 4% 
Bariumnitrat 	 75% 
Kaliumnitrat 	 4% 
Holzkohle 	 12% 
Dextrin 	 5%  
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3.12 	Bariumchlorat-Mischungen 

3.121 Bariumchlorat-Mischungen mit Zusatz oder ohne Zusatz von 
Kaliumchlorat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bariumchlorat 	 65 bis 78% 
Kaliumchlorat 	 0 bis 10% 
Akaroidharz 	 15 bis 20% 
Dextrin 	 2 bis 5% 
Holzkohle 	 0 bis 6% 

3.122 Bariumchlorat-Mischungen mit Zusatz oder ohne Zusatz von 
Kaliumnitrat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bariumchlorat 	 70 bis 80% 
Kaliumnitrat 	 0 bis 3% 
Naturharze 	 6 bis 18% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 12% 

3.123 Bariumchlorat-Bariumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bariumchldrat 	 4 bis 18% 
Bariumnitrat 	 60 bis 82% 
Naturharze 	 13 bis 14% 
Schwefel 	 0 bis 3% 
Polyvinylchlorid 	 0 bis 2% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 4% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 5% 

Einzelzusammensetzung 
Bariumchlorat 	 85% 
Bariumnitrat 	 6% 
Schellack 	 9% 

3.2 Perchlorat-Mischungen 

	

3.21 	Kaliumperchlorat-Mischungen 

3.211 Kaliumperchlorat-Mischungen mit Zusatz oder ohne Zusatz 
von Hexachloräthan 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumperchlorat 	 29 bis 80% 
Aluminium oder Magnesium 	 20 bis 58% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 30% 
Strontiumoxalat oder andere inerte Bestandteile 	0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumperchlorat 	 40 bis 75% 
verbrennliche Bestandteile 	 16 bis 39% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 29% 
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Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumperchlorat 	 15 bis 60% 
Hexachloräthan 	 20 bis 45% 
Naturharze oder Milchzucker 	 6 bis 18% 
Zinkoxid 	 20 bis 40% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Kaliumperchlorat 	 53 bis 72% 
Kupferacetatarsenit oder bas. Kupfercarbonat 	12 bis 34% 
verbrennliche Bestandteile 	 12 bis 32% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Kaliumperchlorat 	 30 bis 90% 
Zucker 	 10 bis  60% 
Kreide 	 0 bis 30% 

Rahmenzusammensetzung 6 
Kaliumperchlorat 	 40 bis 50% 
Eisen 	 25 bis 30% 
Titan 	 0 bis 2% 
organische verbrennliche Bestandteile 	18 bis  30% 

3.212 Kaliumperchlorat-Kaliumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumperchlorat 	 18 .bis 25% 
Kaliumnitrat 	 20 bis 30% 
Metallpulver 	 4 bis 12% 
Holzkohle 	 40 bis 50% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 4 bis 8% 

3.213 Kaliumperchlorat-Strontiumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumperchlorat 	 10 bis 40% 
Strontiumnitrat 	 50 bis 78% 
Naturharze oder Milchzucker 	 10 bis 32% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumperchlorat 	 6 bis 38% 
Strontiumnitrat 	 50 bis 78% 
Schwefel 	 2 bis 16% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 9 bis 22% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumperchlorat 	 5 bis 11% 
Strontiumnitrat 	 36 bis 76% 
Magnesium 	 5 bis 30% 
andere verbrennliche Bestandteile 	12 bis 23 % 

Einzelzusammensetzung 
Kaliumperchlorat 	 49%  
Strontiumnitrat 	 21 % 
Kolophonium 	 22% 
Strontiumoxalat 	 7% 
Polyvinylchlorid 	 1 
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3.214 Kaliumperchlorat-Bariumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumperchlorat 	 10 bis 30% 
Bariumnitrat 	 60 bis 76% 
Naturharze oder Milchzucker 	 10 bis 25% 

3.215 Kaliumperchlorat-Bariumchromat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumperchlorat 	 10 bis 24% 
Bariumchromat 	 50 bis 72% 
Metallpulver 	 8 bis 30% 

3.216 Kaliumperchlorat-Kaliumnitrat-Bariumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumperchlorat 	 40 bis 60% 
Kaliumnitrat 	 8 bis 22% 
Bariumnitrat 	 18 bis 32% 
Schwefel 	 4 bis 12%  
andere verbrennliche Bestandteile 	 4 bis 18% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumperchlorat 	 40 bis 50% 
Kaliumnitrat 	 2 bis 8% 
Bariumnitrat 	 10 bis 18% 
Schwefel 	 0 bis 2% 
Aluminium 	 5 bis 15% 
andere verbrennliche Bestandteile 	21 bis 43% 

3.22 Strontiumperchlorat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Strontiumperchlorat 	 30 bis 70% 
Acrylharze 	 10 bis 30% 
nitrierte Acrylharze 	 10 bis 30% 
organische Nitrate 	 0 bis 20% 
organische Amine 	 0,1 bis 5% 
Polymerisationsinitiator 	 0,1 bis 5% 
Wasser 	 0 bis 5% 
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3.3 Nitrat-Mischungen 

3.31 Ammoniumnitrat-Mischungen 

3.311 Ammoniumnitrat als alleiniges Oxydationsmittel 

Rahmenzusammensetzung 1 
Ammoniumnitrat 	 90 bis 97,5% 
Mineralöl 	 0 bis 7% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 5% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 1% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Ammoniumnitrat 	 75 bis 95% 
Dinitrotoluol 	 3 bis 25% 
Aluminium 	 0 bis 15% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 7% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 2% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Ammoniumnitrat 	 72 bis 95% 
Aluminium 	 1 bis 18% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 1 bis 9% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Ammoniumnitrat 	 75 bis 80% 
Ammoniumoxalat 	 5 bis 10% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 10 bis 15% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 1% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Ammoniumnitrat 	 80 bis 95% 
flüssige brennbare Bestandteile 	 2 bis 8% 
feste brennbare Bestandteile 	 0 bis 5% 
inerte Bestandteile 	 1 bis 14% 

3.312 Ammoniumnitrat-Natriumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Ammoniumnitrat 	 60 bis 94% 
Natriumnitrat 	 5 bis 20% 
Dinitrotoluol 	 0 bis 11% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 3% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Ammoniumnitrat 	 60 bis 85% 
Natriumnitrat 	 5 bis 30% 
verbrennliche Bestandteile 	 7 bis 35% 

3.313 Ammoniumnitrat-Alkali-/Erdalkalinitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Ammoniumnitrat 	 20 bis 80% 
Alkali- oder Erdalkalinitrate 	 0 bis 20% 
substituierte Ammoniumsalze 

anorganischer Säuren 	 10 bis 35% 
Carbamide 	 1 bis 10% 
Aluminium 	 1 bis 25% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 5% 
Wasser 	 1 bis 8% 
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3.32 Kaliumnitrat -Mischungen 

3.321 Kaliumnitrat als alleiniges Oxydationsmittel 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumnitrat 	 39 bis 75% 
Schwefel 	 5 bis 48% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 43% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 11% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumnitrat 	 36 bis 90% 
Schwefel 	 0 bis 32% 
Holzkohle 	 6 bis 56% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumnitrat 	 45 bis 55% 
Schwefel 	 5 bis 8% 
Holzkohle 	 5 bis 12% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 30 bis 40% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Kaliumnitrat 	 60 bis 64% 
Schwefel 	 20 his 28%  
Antimontrisulfid 	 6 bis 10% 
Holzkohle 	 2 bis 6%  

Rahmenzusammensetzung 5 
Kaliumnitrat 	 41 bis 71 % 
Schwefel 	 4 bis 28%  
Metallpulver 	 2 bis 35% 
Holzkohle 	 0 bis 39% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 8% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 13% 

Rahmenzusammensetzung 6 
Kaliumnitrat 	 44 bis 53% 
Schwefel 	 2 bis 19% 
Metallpulver 	 28 bis 36% 
Holzkohle 	 4 bis 26% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 8% 

Rahmenzusammensetzung 7 
Kaliumnitrat 	 40 bis 70% 
Natriumoxalat 	 6 bis 25% 
Antimonsulfid 	 10 bis 25% 
Aluminium 	 6 bis 18% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 25% 

Rahmenzusammensetzung 8 
Kaliumnitrat 	 45 bis 55% 
Zirkon 	 45 bis 55% 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5474  

Rahmenzusammensetzung 9 
Kaliumnitrat 	 36 bis 90% 
Bor oder Magnesium 	 10 bis 30% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 20% 

Rahmenzusammensetzung 10 
Kaliumnitrat 	 65 bis 80% 
Magnesiumpulver 	 10 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 5 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 11 
Kaliumnitrat 	 40 bis 80% 
Magnesium 	 5 bis 60% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 15% 

3.322 Kaliumnitrat-Bariumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumnitrat 	 31 bis 60%  
Bariumnitrat 	 2 bis 16% 
Schwefel 	 4 bis 17% 
Antimonsulfid 	 0 bis 25% 
Metallpulver 	 1 bis 40% 
Dextrin 	 0 bis 9% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 11% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 4% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Kaliumnitrat 	 45 bis 70% 
Bariumnitrat 	 2 bis 15% 
Holzkohle 	 8 bis 28% 
Schwefel 	 0 bis 12% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 25% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Kaliumnitrat 	 2 bis 33% 
Bariumnitrat 	 31 bis 75 % 
Schwefel 	 9 bis 23% 
Holzkohle 	 3 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 2 bis 16% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Kaliumnitrat 	 2 bis 10% 
Bariumnitrat 	 60 bis 80% 
Schwefel 	 6 bis 16%  
Holzkohle 	 6 bis 20%  
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 4% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Kaliumnitrat 	 3 bis 32% 
Bariumnitrat 	 25 bis 50% 
Metallpulver 	 18 bis 48%  
Schwefel 	 0 bis 16%  
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 20% 
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Rahmenzusammensetzung 6 
Kaliumnitrat 	 27 bis 55% 
Bariumnitrat 	 17 bis 32% 
Schwefel 	 0 bis 16% 
Metallpulver 	 4 bis 45% 
Holzkohle 	 0 bis 22% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 22% 

Rahmenzusammensetzung 7 
Kaliumnitrat 	 16 bis 24% 
Bariumnitrat 	 30 bis 60% 
Schwefel 	 1 bis 25% 
Aluminium 	 3 bis 16% 
andere verbrennliche Bestandteile 	10 bis 14% 

Rahmenzusammensetzung 8 
Kaliumnitrat 	 49 bis 51 % 
Bariumnitrat 	 5 bis 7% 
Schwefel 	 9 bis 13% 
Metallpulver 	 22 bis 23% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 8 bis 13% 

Rahmenzusammensetzung . 9 
Kaliumnitrat 	 35 bis 46% 
Bariumnitrat 	 23 bis 30% 
Schwefel 	 9 bis 15% 
andere verbrennliche Bestandteile 	14 bis 27% 

Einzelzusammensetzung 
Kaliumnitrat 	 15% 
Bariumnitrat 	 80% 
Schwefel 	 2% 
Holzkohle 	 3% 

3.323 Kaliumnitrat-Ammoniumdichromat-Hexachloräthan-
Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumnitrat 	 15 bis 20% 
Ammoniumdichromat 	 2 bis 5% 

Hexachloräthan 	35 bis 45% 
Metallpulver 	 5 bis 10% 
Sägemehl 	 15 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	10 bis 22% 
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3.324 Kaliumnitrat-Strontiumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumnitrat 	 35 bis 47% 
Strontiumnitrat 	 20 bis 30% 
Magnesiumpulver 	 15 bis 25% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 7 bis 20% 

3.325 Kaliumnitrat-Natriumazid-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Kaliumnitrat 	 18 bis 35% 
Natriumazid 	 55 bis 65% 
verbrennliche Bestandteile 	 1 bis 5% 
inerte Bestandteile 	 18 bis 25% 

3.33 	Natriumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Natriumnitrat 	 45 bis 70% 
Metallpulver 	 24 bis 50% 
Montanwachs oder Polyvinylchlorid 	0 bis 22% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 18% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Natriumnitrat 	 70 bis 78% 
Schwefel 	 8 bis 15% 
Holzkohle 	 10 bis 17%   

3.34 	Strontiumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Strontiumnitrat 	 45 bis 80% 
Metallpulver 	 14 bis 43% 
Polyvinylchlorid 	 0 bis 28% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 28% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Strontiumnitrat 	 75 bis 90% 
Naturharze 	 10 bis 25% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 10% 

3.35 	Strontiumnitrat-Mischungen mit Zusatz von Natriumnitrat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Strontiumnitrat 	 42 bis 80% 
Natriumnitrat 	 0 bis 5% 
Metallpulver 	 14 bis 40% 
Polyvinylchlorid 	 0 bis 28% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 28% 
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3.36 	Strontiumnitrat-Mischungen mit Zusatz von Kaliumnitrat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Strontiumnitrat 	 38 bis 60% 
Kaliumnitrat 	 8 bis 16% 
Schwefel 	 0 bis 10% 
Magnesiumpulver 	 0 bis 27% 
andere verbrennliche Bestandteile 	16 bis 30% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Strontiumnitrat 	 29 bis 34% 
Kaliumnitrat 	 10 bis 13% 
Magnesiumpulver 	 38 bis 44% 
andere verbrennliche Bestandteile 	14 bis 19% 

3.37 	Bariumnitrat-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bariumnitrat 	 70 bis 86% 
Naturharze 	 10 bis 30% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 18% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Bariumnitrat 	 50 bis 60% 
Schwefel 	 8 bis 16% 
Holzkohle 	 16 bis 22% 
Metallpulver 	 3 bis 20% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 4 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Bariumnitrat 	 42 bis 84% 
Metallpulver 	 4 bis 50% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 22% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 4 
Bariumnitrat 	 50 bis 72% 
Metallpulver 	 12 bis 30% 
Polyvinylchlorid 	 0 bis 28% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis 20% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 5 
Bariumnitrat 	 43 bis 74% 
Schwefel 	 8 bis 15% 
Metallpulver bzw. Calciumsilicid 	 11 bis 49% 
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3.38 	Bariumnitrat-Mischungen mit Zusatz von Kaliumnitrat 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bariumnitrat 	 46 bis 66% 
Kaliumnitrat 	 0 bis 30% 
Metallpulver 	 12 bis 46% 
Schwefel 	 0 bis 18% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 0 bis  18% 
inerte Bestandteile 	 0 bis 20 % 

Rahmenzusammensetzung 2 
Bariumnitrat 	 45 bis 55% 
Kaliumnitrat 	 10 bis 15% 
Schwefel 	 5 bis 10% 
Holzkohle 	 5 bis 10% 
andere verbrennliche Bestandteile 	 8 bis 18% 
inerte Bestandteile 	 5 bis 15% 

3.4 Sonstige Mischungen 

3.41 	Hexachloräthan-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Hexachloräthan 	 30 bis 84% 
Aluminium 	 8 bis 70% 
Magnesium 	 0 bis 8% 
Eisen 	 0 bis 41 % 
Zink 	 0 bis 2% 
Kaliumdichromat 	 0 bis 3% 
Zinkoxid 	 0 bis 1% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Hexachloräthan 	 55 bis 65% 
Magnesium 	 10 bis 20% 
Naphthalin 	 7 bis 15%  
Anthracen 	 5 bis 10% 
Kieselgur 	 5 bis 10% 

3.42 	Bleioxid-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bleidioxid 	 30 bis 70% 
Blei(II, IV)-oxid 	 0 bis 45% 
Silicium 	 20 bis 32% 
andere Metallpulver 	 0 bis 12% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Bleidioxid 	 25 bis 35% 
Zirkonpulver 	 50 bis 70% 
organische verbrennliche Bestandteile 	0 bis 2% 
Wasser 	 0 bis 20% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Blei(II, IV)-oxid 	 50 bis 80% 
Silicium 	 20 bis 50% 
Tylose 	 0 bis 5% 
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3.43 	Bleifluorid-Zirkon -Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bleifluorid 	 55 bis 60% 
Zirkon 	 40 bis 45% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Bleifluorid 	 60 bis 80%  
Zirkon 	 20 bis 40% 
Talkum 	 0 bis 5% 

Rahmenzusammensetzung 3 
Bleifluorid 	 70 bis 80% 
Zirkon 	 20 bis 30% 
Talkum 	 0 bis 10% 

3.44 	Arsentrioxid-Aluminium-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Arsentrioxid 	 55 bis 85 % 
Aluminiumpulver 	 15 bis 45% 

3.45 	Bariumperoxid-Metallpulver-Mischungen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Bariumperoxid 	 75 bis 85 % 
Aluminium, Magnesium, Silizium allein oder 

in Mischung miteinander 	 15 bis 25% 
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Anlage II 

Liste der explosionsgefährlichen Stoffe, auf die das Gesetz teilweise 
anzuwenden ist 

Abschnitt A 

Auf die Stoffe dieses Abschnittes sind folgende Vorschriften des Ge-
setzes anzuwenden: 

§§ 4, 5, 13, 14, 16 bis 22, 23 Abs. 2, §§ 24 bis 26, 27 Abs. 3 und die sich 
hierauf beziehenden Straf- und Bußgeldvorschriften. 

1. Teil – Einheitliche chemische Verbindungen 

2. Teil – Mischungen, die eine Verbindung oder mehrere Verbindungen der Teile 1 
der Anlage I oder II enthalten, mit Zusatz oder ohne Zusatz von oxy-
dierenden Bestandteilen und/oder verbrennlichen Bestandteilen und/oder 
inerten Bestandteilen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Cellulosenitrate (Stickstoffgehalt max. 12,6%) 	74 bis 76% 
Alkohole 	 0 bis 26% 
Wasser 	 0 bis 26% 

Rahmenzusammensetzung 2 
Acetylcyclohexansulfonylperoxid 	 78 bis 82% 
Wasser 	 12 bis 16% 
verbrennliche Bestandteile 	 4 bis 8% 

Rahmenzusammensetzung 3 
N,N'-Dinitrose-N, N'-dimethylterephthalamid 68 bis 71 % 
Mineralöl 	 29 bis 32% 

Rahmenzusammensetzung 4 
3-Chlorperoxybenzoesäure 	 85 bis 100% 
3-Chlorbenzoesäure 	 0 bis 15% 

Einzelzusammensetzung 
Cellulosenitrate mit einem Stickstoffgehalt 
von 11,0-11,2% 	 99% 

Harnstoff 	 I  % 

1 Bei Raumtemperatur nicht beständig. 
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Abschnitt B 

Auf die Stoffe dieses Abschnittes sind folgende Vorschriften des Gesetzes 
anzuwenden: 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, §§ 16, 21, 22, 23 Abs. 2, §§ 24 bis 26, 27 Abs. 3 
und die sich hierauf beziehenden Bußgeldvorschriften. 

1. Teil – Einheitliche chemische Verbindungen 

Die Vorschriften des Abschnittes B sind auf die Stoffe der Nummern 21 
und 23 nur anzuwenden, soweit diese Stoffe nicht zum Sprengen, als Zünd-
stoffe, als Schießmittel oder für pyrotechnische Zwecke verwendet werden. 

1 Bei Raumtemperatur nicht beständig. 
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2. Teil - Mischungen ,  die eine Verbindung oder mehrere Verbindungen der Teile 1  
der Anlage I oder II enthalten, mit Zusatz oder ohne Zusatz von oxy-
dierenden Bestandteilen und/ oder verbrennlichen Bestandteilen und/oder  

inerten Bestandteilen  

Rahmenzusammensetzung 1  
Pentacrythrittetranitrat 	 23 bis 27%  
verbrennliche Bestandteile 	 73 bis 77%  

Rahmenzusammensetzung 2  
Bis-(2,4-dichlorbenzoyl)peroxid 	 70 bis 75%  
Wasser 	 25 bis 30%  

Rahmenzusammensetzung 3  
Benzoylperoxid 	 82 bis 90%  
Wasser 	 10 bis 18%  

Rahmenzusammensetzung 4  
Cellulosenitrate (Stickstoffgehalt max. 12,6%) 	65 bis 70%  
Alkohole 	 0 bis 35%  
Wasser 	 0 bis 35%  

Rahmenzusammensetzung 5  
Cellulosenitrate (Stickstoffgehalt max. 12,6 %) 	75 bis 82%  
verbrennliche Bestandteile 2 	 18 bis 25%  

Rahmenzusammensetzung 6  
4,4'-Dichlorbenzoylperoxid 	 70 bis 75%  
Wasser 	 25 bis 30%  

Rahmenzusammensetzung 7  
Ammoniumperchlorat 	 88 bis 90%  
Wasser 	 10 bis 12%  

Rahmenzusammensetzung 8  
Dinitrosopentamethylentetramin 	 88 bis 91 %  
Magnesiumoxid 	 9 bis 12%  

Rahmenzusammensetzung 9  
1-Hydroxy-1'-hydroperoxydicyclohexylperoxid 	93 bis 95%  
Wasser 	 5 bis 7%  

Rahmenzusammensetzung 10  
Dibenzylperoxydicarbonat 	 83 bis 87%  
Wasser 	 13 bis 17%  

2 Als verbrennliche Bestandteile gelten hier schwerflüchtige Plastifizierungs- 
und/oder Gelatinierungsmittel, die nicht Stoffe der Anlagen I und/oder II  
zum Gesetz sind.  
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Abschnitt C 

Auf die Stoffe dieses Abschnittes sind folgende Vorschriften des Gesetzes 
anzuwenden: 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b, §§ 16, 21, 22, 23 Abs. 2, §§ 24 bis 26, 27 Abs. 3 
und die sich hierauf beziehenden Bußgeldvorschriften. 

1. Teil – Einheitliche chemische Verbindungen 

Die Vorschriften des Abschnittes C sind auf den Stoff der Nummer 1 nur 
anzuwenden, soweit dieser Stoff nicht zum Sprengen, als Zündstoff, als 
Schießmittel oder für pyrotechnische Zwecke verwendet wird. 

2. Teil – Mischungen, die eine Verbindung oder mehrere Verbindungen der Teile 1 
der Anlage I oder II enthalten, mit Zusatz oder ohne Zusatz von oxy-
dierenden Bestandteilen und/oder verbrennlichen Bestandteilen und/oder 
inerten Bestandteilen 

Rahmenzusammensetzung 1 
Pentaerythrittetranitrat 	 18 bis 22% 
verbrennliche Bestandteile 	 78 bis 82% 

Rahmenzusammensetzung 2 
2,4-Dinitrophenylhydrazin 	 78 bis 82% 
Wasser 	 18 bis 22 % 

Rahmenzusammensetzung 3 
2,4,6-Trinitrophenol 	 77 bis 80% 
Wasser 	 20 bis 23 % 

Rahmenzusammensetzung 4. 
1-Hydroxy-1'-hydroperoxy-dicyclohexyl

-

peroxid (Cyclohexanonperoxid) 	 85 bis 90% 
Wasser 	 10 bis 15% 
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Rahmenzusammensetzung 5 1  
Diisopropylperoxydcarbonat 	 50 bis 52% 
Tetrachlorkohlenstoff 	 48 bis 50% 

Rahmenzusammensetzung 6 
Benzoylperoxid 	 68 bis 82% 
Wasser 	 mehr als 18 bis 32% 

Rahmenzusammensetzung 7 
tert.Butylperoxyisobutyrat, 1 3 C8H18O3 	75 bis 77% 
verbrennliche Bestandteile 2 	 0 bis 25% 
inerte Bestandteile 2 	 0 bis 25% 

Rahmenzusammensetzung 8 
Bis-(3,5,5-trimethyl-1,2-dioxolanyl-3)-peroxid 	68 bis 70% 
Wasser 	 28 bis 30% 

Rahmenzusammensetzung 9 
2,5-Dimethyl-2,5-di(benzoylperoxy)hexan 	78 bis 80% 
inerte Bestandteile 	 20 bis 22% 

Rahmenzusammensetzung 10 
1,3,6,8-Tetranitrocarbazol 	 88 bis 90% 
Wasser 	 10 bis 12% 

Rahmenzusammensetzung 11 
Dicyclohexylperoxydicarbonat 	 88 bis 91 % 
Wasser 	 9 bis 12% 

Rahmenzusammensetzung 12 
tert. Butylhydroperoxid 	 77 bis 85% 
Di-(tert.butyl)-peroxid 	 8 bis 10% 
Wasserstoffperoxid 	 0 bis 1% 
Wasser 	 7 bis 12% 

Rahmenzusammensetzung 13 
tert. Butylhydroperoxid 	 88 bis 92% 
tert. Butylalkohol 	 0 bis 12% 
Wasser 	 0 bis 12% 

Rahmenzusammensetzung 14 
Ammoniumdichromat 	 85 bis 100% 
Wasser 	 0 bis 15% 

Rahmenzusammensetzung 15 
Hexanitrodiphenylamin 	 50 bis 60% 
Wasser 	 40 bis 50% 

Rahmenzusammensetzung 16 
Dinitrosopentamethylentetramin 	75 bis 80% 
Ölige oder wachsartige Kohlenwasserstoffe 	10 bis 15% 
inerte Bestandteile 	 5 bis 10% 

Rahmenzusammensetzung 17 
3,3,6,6,9,9-Hexamethyl-1,2,4,5-tetroxonan 	49 bis 51 % 
inerte Bestandteile 	 49 bis 51 % 

1 Bei Raumtemperatur nicht beständig. 
2 Als verbrennliche oder inerte Bestandteile gelten hier Lösungsmittel, die sich 
gegenüber dem Peroxid indifferent verhalten und einen Siedepunkt von 
mindestens 60 ° C aufweisen. Sind die Lösungsmittel brennbar, so darf ihr 
Flammpunkt nicht unterhalb 5° C liegen. 

3 Eine Eingruppierung des reinen Stoffes war wegen fehlender sicherheitstech-
nischer Kenndaten bisher noch nicht möglich. 
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Rahmenzusammensetzung 18 
Bis-(o-methylbenzoyl)-peroxid 	 67 bis 85% 
Wasser 	 15 bis 33% 

Rahmenzusammensetzung 19 
Cellulosenitrate mit einem. Stickstoffgehalt von 
höchstens 11,0% 	 63 bis 77% 
Kampfer oder andere Weichmacher 	23 bis 37% 
inerte anorganische Bestandteile 
(Füllstoffe, Pigmente) 	 0 bis 10% 
organische Farbstoffe 	 0 bis 1% 
Aluminiumpulver (Schliff) 	 0 bis 0,2% 

3. Teil – Explosionsgefährliche Stoffe, die unter einem Handelsnamen vertrieben 
werden und durch ihr Herstellungsverfahren, dessen Beschreibung der 
Bundesanstalt für Materialprüfung bekanntgegeben worden ist, bestimmt 
sind. 

1. Methyläthylketonperoxide 
1.1 »Butanox HC« 
1.2 »Butanox M 105« 
1.3 »Luperox Delta X« 
1.4 »Luperox Delta S« 
1.5 »Luperox Delta S-50« 
1.6 »Luperox Delta K« 
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Anlage III 

Prüfverfahren 

I. 

Die Explosionsgefährlichkeit fester oder flüssiger Stoffe wird 
1. durch Erwärmung ohne vollständigen festen Einschluß in Stahlhülsen oder 
2. durch eine nicht außergewöhnliche mechanische Beanspruchung ohne zu-

sätzliche Erwärmung 
a) durch Schlag mit dem Fallhammerapparat oder 
b) durch Reibung mit dem Reibapparat 

nach den in den Abschnitten II bis IV bezeichneten Prüfverfahren geprüft. 

II. Stahlhülsenverfahren 

1. Die Stahlhülse muß aus Tiefziehblech (Tabelle A, 1) im Ziehverfahren 
hergestellt sein. Sie muß einen inneren Durchmesser von 24 mm, eine 
Länge von 75 mm und eine Wanddicke von 0,5 mm haben. Am offenen 
Ende muß die Hülse mit einem Bund zum Verschließen der Hülse ver-
sehen sein (Abbildung 1). Die Hülse muß durch eine Düsenplatte ver-
schlossen sein, die mit Hilfe der aus Gewindering und Mutter bestehenden 
Verschraubung mit der Hülse fest verbunden wird. Die Düsenplatte muß 
6 mm stark und aus warmfestem Chromstahl (Tabelle A, 2) gefertigt 
sein; sie muß eine Öffnung von mindestens 2 mm Durchmesser haben. 
Der Gewindering und die Mutter müssen aus Chrom-Mangan-Stahl 
(Tabelle A, 3) bestehen, der bis 800° C zunderfest ist. Die Stahlhülsen 
dürfen nur für einen Versuch verwendet werden. 

2. Zur Durchführung des Versuchs ist der zu prüfende Stoff 60 mm hoch 
in die Hülse einzufüllen; pulverförmige Stoffe sind dabei leicht anzudrük-
ken. Beim Versuch ist die vorbereitete Stahlhülse mit Stadtgas aus vier 
Teclubrennern (Rohrdurchmesser 19 mm außen) zu beheizen. Die Bren-
ner müssen bei einem Verbrauch von insgesamt 0,6 1/sec Stadtgas je Se-
kunde die Wärmemenge 2,4 kcal erzeugen. Die Brenner sind so an die 
Hülse heranzubringen, daß der untere den Boden der Hülse, der rechte 
und linke die Hülsenwand und der obere den Verschluß erhitzt (s. Ab-
bildung 2); sie sind so  einzustellen, daß die Spitzen der inneren blauen 
Kegel der Flammen gerade die Hülse berühren. Der Versuch ist in einem 
Stahlblechkasten, der die in der Abbildung 2 vorgeschriebenen Maße auf-
weisen muß, durchzuführen. 

3. Wenn nicht zuvor eine Explosion eintritt, darf der Versuch erst nach 
5 Minuten beendet werden. Der Versuch darf nur gewertet werden, wenn 
sich die Bohrung der Düsenplatte durch den Versuch in ihrer Weite nicht 
geändert hat. 

4. Bei drei Versuchen muß die Hülse mindestens einmal durch eine Explo-
sion in drei oder mehr Teile zerlegt werden. 

III. Verfahren mit  dem Fallhammerapparat 

1. Der Fallhammer muß aus dem Block aus Grauguß mit Fuß und Amboß, 
der Säule, den Führungsschienen und dem Fallgewicht mit Auslösevor-
richtung bestehen. Der Block 230 mm (Tiefe) X 250 mm (Breite) X 
200 mm (Höhe) mit Fuß 450 mm (Tiefe) X 450 mm (Breite) X 60 mm 
(Höhe) hat einen aufgeschraubten Stahlamboß von 100 mm Durchmesser 
und 70 mm Höhe zu tragen. An der Rückseite des Blocks ist die Halte-
rung anzuschrauben, in der die Säule aus nahtlos gezogenem Stahlrohr von 
90 mm Außendurchmesser und 70 mm Innendurchmesser befestigt sein 
muß. Auf einem massiven Betonsockel 60 cm X 60 cm X 60 cm mit 4 
darin verankerten Steinschrauben muß der Fallhammer satt aufliegend 
so befestigt sein, daß die Führungsschienen genau senkrecht stehen und das 
Fallgewicht leicht geführt wird. 
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2. Die Masse des verwendeten Fallgewichts muß 10 kg betragen. Das Fall-
gewicht muß aus kompaktem, massivem Stahl bestehen. Es muß einen 
zylindrischen Schlageinsatz aus gehärtetem Stahl (Tabelle B, 1) und einen 
Mindestdurchmesser von 25 mm haben. Die Versuche sind bei einer Fall-
höhe von 0,4 m durchzuführen. 

3. Die zu untersuchende Probe ist in eine Stempelvorrichtung einzuschließen, 
die aus zwei koaxial übereinanderstehenden Stahlzylindern (Stempeln) 
und einem Hohlzylinder aus Stahl als Führungsring bestehen muß. Die 

Stempel müssen die Abmessung 10 – 0,003 mm Durchmesser und – 0,005 
10 mm Höhe, polierte Flächen, abgerundete Kanten (Krümmungsradius 
0,5 mm) und eine Hirte HRC 58 bis 65 haben. Die Hohlzylinder müs-
sen einen äußeren Durchmesser von 16 mm, eine 

geschliffene Bohrung von 10 + 0,005 mm und + 0,010 
eine Höhe von 13 mm haben. Die Stirnflächen der Stahlstempel dürfen 
nur für einen Schlagversuch verwendet werden. Tritt eine Explosion ein, 
so dürfen die Schlagstempel und der Hohlzylinder nicht zu weiteren Ver-
suchen benutzt werden. Die Stempelvorrichtung ist auf einen Zwischenam-
boß 26 mm Durchmesser und 26 mm Höhe aus Stahl (Tabelle B, 2) zu 
stellen und durch einen Zentrierring mit einem Lochkranz (zum Abströ-
men der Explosionsschwaden) zu zentrieren. 

4. Die zu untersuchenden Stoffe sind in getrocknetem Zustand zu prüfen. 
Zur Durchführung des Versuchs ist eine Probemenge von 40 mm3  Vo-
lumen zu verwenden. Für die festen – ausgenommen pastenförmigen – 
Stoffe gilt außerdem folgendes: 
a) Pulverförmige Stoffe sind zu sieben (Maschenweite 0,5 mm); der Be-

amte Siebdurchgang ist zur Prüfung zu verwenden; 
b) gepreßte, gegossene oder anderweitig verdichtete Stoffe sind zu zer-

kleinern und zu sieben; zur Prüfung ist die Siebfraktion von 0,5 bis 
1 mm Durchmesser zu verwenden. 

Bei flüssigen Stoffen ist der obere Stahlstempel bis zu einem Abstand von 
1 mm vom unteren Stempel hineinzudrücken und in dieser Lage zu hal-
ten. 

5. Bei sechs Versuchen muß mindestens einmal eine Explosion eintreten. Einer 
Explosion steht eine Entflammung des untersuchten Stoffes gleich, sofern 
die gesamte Probemenge erfaßt wird. 

IV. Verfahren mit dem Reibapparat 

1, Der Reibapparat muß aus der Grundplatte (Grauguß) bestehen, auf der 
die Reibvorrichtung – bestehend aus feststehendem Porzellanstift und 
beweglichem Porzellanplättchen zu montieren ist. Das Porzellanplätt-
chen ist in einem Schlitten zu befestigen, der in zwei Gleitschienen geführt 
wird. Der Schlitten ist über eine Schubstange, eine Exzenterscheibe und 
ein Getriebe durch einen Elektromotor so anzutreiben, daß das Porzellan-
plättchen unter dem Porzellanstift eine Hin- und Rückbewegung von je 
10 mm Länge ausführt. Der Porzellanstift ist mit 36 kp zu belasten. 

2. Für die Versuche sind ebene Porzellanplättchen aus rein weißem tech-
nischen Porzellan in den Abmessungen 25 mm (Länge) X 25 mm (Breite) 
X 5 mm (Höhe) zu verwenden (Tabelle C). Die Reibflächen der Plätt-
chen müssen vor dem Brennen durch Streichen mit einem Schwamm auf-
gerauht sein (Raubtiefe 9 um bis 32 um). Die zylindrischen Porzellanstifte 
müssen ebenfalls aus weißem technischen Porzellan gefertigt sein und 
eine Länge von 15 mm, einen Durchmesser von 10 mm und rauhe kugeli-
ge Endflächen mit einem Krümmungsradius von 10 mm haben. 

3. Für die Beschaffenheit des zu untersuchenden Stoffes gilt III, 4 entspre-
chend. 

4. Als Probe ist eine Stoffmenge von 10 mm 3  Volumen zu verwenden. Der 
Porzellanstift ist auf die Probe zu setzen und zu belasten. Bei Durch-
führung des Versuches müssen der Schwammstrich quer zur Bewegungs-
richtung des Prozellanplättchens liegen und der Stift auf der Probe stehen 
und so viel Probematerial vor dem Stift liegen, daß bei der Plättchen-
bewegung genügend Stoff unter den Stift gelangt. Das Porzellanplättchen 
ist unter dem Porzellanstift in einer Zeit von 0,44 sec je 10 mm hin- 
und zurückzubewegen. Jeder Oberflächenbezirk des Plättchens darf nur 
einmal für einen Versuch verwendet werden. 

5. Bei sechs Versuchen muß mindestens einmal eine Explosion eintreten. 
Einer Explosion steht eine Entflammung oder ein Knistern des untersuch-
ten Stoffes gleich. 
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Tabelle der Materialeigenschaften für die Prüfvorrichtungen der Prüfverfahren zur Anlage III 

Tabelle (A) Stahlhülsenverfahren 

Chem. Zusammensetzung in % Festigkeitseigenschaften 

Bezeichnung Streck- Zug. Bruch- Ein- 
Lfd. der Werkstoff- Marken- grenze festig - dehnung schnü- Tiefung 
Nr. Einzelteile nummer bezeichnung C Si Mn Cr Ni P S minde- keit ( Lo=5d) rung 

stens mind. mind. 
• kp/mm2  kp/mm2 % % mm 

USt 14 05 g höchstens 9,2 

Hülse 1.0336.5 05 g  Tiefzieh - höchstens 

 0,1 
Spuren  0 20/0 45 - - höchstens 

24 
28 bis 38 30 

 
— (Blech

-

dicke blech) 0,030 	0,035 
0,5 mm) 

X 45 
2 Düsenplatte 1.4873 CrNiW 18 9 0,40/0,50 2,0/3,0 0,8/1,5 17,0/19,0 8,0/10,0 — — 40 80 bis 100 25 35 — 

(Ventilstahl) 

3 
Verschraubung 
(Gewindering 
und Mutter)  

1.3817 X 40 MnCr 18 
(Ventilstahl) 

0,30/0,50 0,3/0,8 17,0/19,0 3,0/3,5 — — — 25 75 bis 95 40 40 8 

Tabelle (B) Verfahren mit dem Fallhammerapparat 

Lfd. 
Nr. 

Bezeichnung der Einzelteile Werkstoff

-

nummer 
Marken

-

bezeichnung 

Chemische Zusammensetzung in % 
Härte nach 
Rockwell 
(HRC) C Si Mn Cr 

P S 
V höchstens 

1 
 

Schlageinsatz für Fallgewicht 1.2842 
 
 90 Mn V8 0,90 0,20 2,00 

 
— 0,030 0,10 58 bis 60 

2  
Stahlstempel (Zylinderrolle) und 

Hohlzylinder für Stempelvorrichtung 1.3505 100 Cr 6 (W.  3) 
 (Wälzlagerstahl) 0,95/1,05 0,15/0,35 0,25/0,40 1,40/1,651 0,030 0,025 — 58 bis 65 

Tabelle (C) Verfahren mit dem Reibapparat 

Bezeichnung 
der Einzelteile 

Mineralzusammensetzung 

Kurz

-

bezeichnung 

der Porzellanmasse in % Brenn

-t

empera

-
tur ° C 

Härte 
nach 
Mohs Ton

-substanz 
Feldspat Quarz 

Porzellanstifte 
und -plättchen 

Typ KER 111 
(gepreßtes 

Hartporzellan) 
50 

 

20 30 ca. 1440 7 bis 8 
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Abbildung 1 

Stahlhülse mit Düsenöffnung zur Prüfung von explosiven Stoffen 
durch thermische Beanspruchung 
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Abbildung 2 




